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verWaltungsstrukturen verstehen 

Das tägliche Leben in unseren Städten ist in der Regel bestens organisiert. Jeden 
Tag fließen Wasser und Strom, der Müll wird entsorgt und es entstehen neue 
Parkanlagen oder Verkehrsflächen. Damit unser städtischer Alltag reibungslos 
funktioniert, gibt es – auf der unteren Verwaltungsebene – die jeweiligen Gemein­
de- oder Stadtverwaltungen. Das Grundgesetz (GG) gewährt den Städten und 
Gemeinden das Recht der Selbstverwaltung, das heißt, dass sie ihre örtlichen 
Angelegenheiten unabhängig von übergeordneten Stellen regeln können. Dazu 
gehören die eigenverantwortliche Regelung von Organisation und Aufbau der 
Verwaltung, und vor allem die städtebauliche Entwicklung in den Städten oder 
Gemeinden. [Art. 28 Abs. 2 (GG), Selbstverwaltung]. Ihre Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten sind im Kommunalrecht der Bundesländer geregelt. Das 
wichtigste Gesetz ist die Gemeindeordnung, in manchen Bundesländern auch als 
Kommunalverfassung bezeichnet. Die oberste Instanz der Städte und Gemeinden 
– der Stadtrat, die Gemeindevertretung und der Bürgermeister - wird gemäß dem
Demokratieprinzip vom Volk gewählt. Die Mitglieder des Stadtrats bzw. der Ge­
meindevertretung kommen regelmäßig in verschiedenen Gruppen, sogenannten 
Fachausschüssen (→ S.28) zusammen. Dort besprechen sie Themen, die Bereiche 
der Wirtschaft, des Bauens, des Verkehrs oder der Kultur betreffen, und beraten 
über neue Projekte oder mögliche Lösungen im Interesse der Bürger. Über die 
Vorschläge aus den Fachausschüssen stimmt dann der Stadtrat bzw. die Gemein­
devertretung endgültig ab. Großen Einfluss auf diese Arbeit (das ist die Kommu­
nalpolitik) haben Gewerbetreibende, Vereine,und Bürgerinitiativen. Die Aufgabe 
der Bürgermeister und Gemeinde- oder Stadtverwaltungen besteht darin, die 
gefassten Beschlüsse umzusetzen und die Gemeinde oder die Stadt in den lau­
fenden Geschäften zu verwalten, sie also zu organisieren, zu bewirtschaften, zu 
kontrollieren und vieles mehr. 

Wie arbeitet die verWaltung? 
Die Verwaltung (Gemeinde-, Stadt- und Landkreisverwaltung) ist Dienstleister 
für die Einwohner der Städte und Gemeinden. Sie bearbeitet Anträge, zahlt fi­
nanzielle Unterstützungen aus, betreibt Kindergärten und Bibliotheken, repariert 
Straßen oder plant öffentliche Bauvorhaben. Für viele Aktionen und Projekte im 
Stadtraum bedarf es einer Genehmigung von der Verwaltung. Wer ein Freiraum­
projekt genehmigen lassen möchte, stellt dafür einen Antrag (in der Regel an das 
Bau- oder Ordnungsamt). Dieser wird dann anhand der einschlägigen Rechtsnor­
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men und Vorschriften vom zuständigen Sachbearbeiter geprüft und – unter Um­
ständen nach Beschlussfassung durch den Stadtrat, die Gemeindevertretung, den 
Kreistag oder einen beschließenden Ausschuss – beschieden, also bewilligt oder 
abgelehnt. Mit dem Bescheid, also der Antwort auf den Antrag von Seiten der 
Verwaltung, wird zwischen dem Staat und dem Bürger eine Einzelfallregelung mit 
verbindlicher Rechtswirkung getroffen. Dieser Vorgang nennt sich „Verwaltungs­
akt”. [§ 35 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), Verwaltungsakt] 

Der erste große Schritt auf dem Weg zu einem rechtlich abgesicherten Freiraum­
projekt besteht darin, die richtige Behörde und den richtigen Ansprechpartner 
zu finden. Doch die Verwaltung ist ein komplexer Apparat: Ganz oben steht der 
Bürgermeister als Leiter der Stadt- oder Gemeindeverwaltung, oder der Landrat 
als Leiter der Kreisverwaltung. Ihm unterstehen mehrere Dezernate (manchmal 
auch Referate genannt) mit konkreten Zuständigkeiten: Grünflächen und Parks, 
Straßen und Fußgängerwege, Bauen und Planen, Bildung und Jugend, die Bau­
aufsicht, die Straßenverkehrsaufsicht, das Gesundheitswesen und vieles mehr. 
Jedem Dezernat unterstehen wiederum verschiedene Ämter für konkrete Auf­
gaben. Den Ämtern sind verschiedene Abteilungen untergeordnet und den 
Abteilungen manchmal Sachgebiete. Zuständig für die Überprüfung und Ge­
nehmigung eines Freiraumprojektes sind in der Regel die Bauaufsichtsbehörde 
(→ S.34) oder das Ordnungsamt (→ S.35) mit den Sachbearbeitern in den entspre­
chenden Abteilungen. 
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 drei Wege zum erFOlgreichen prOjekt 

Den richtigen Ansprechpartner finden! Ein wichtiger Schritt, um aktiv zu wer­
den, besteht darin, die zuständige Stelle in der Gemeinde-, Stadt- oder Kreis­
verwaltung zu finden und mit ihr Kontakt aufzunehmen. Das Organigramm der 
Verwaltung mit seinen Ämtern und Abteilungen erklärt, wer wofür zuständig 
ist. Gerade für ungewöhnliche Anfragen, die keinem klassischen Genehmi­
gungsprozess unterliegen, lohnt es sich, mit den höheren Verwaltungsebenen, 
also den Amtsleitern oder Dezernatsleitern, in direkten Kontakt zu treten und 
ihnen eure Projektidee in Grundzügen persönlich vorzustellen. Sie können 
ebenso beraten und haben mehr Entscheidungsspielraum als Sachbearbeiter, 
die alltägliche Anträge bearbeiten. Denn gerade bei unkonventionellen oder 
experimentellen Projekten, die über eine übliche Nutzung hinausgehen, müs­
sen Lösungen oft ausgehandelt und langfristig begleitet werden. Schriftliche 
Anfragen oder Anträge sollten erst dann gestellt werden, wenn klar ist, dass 
sie an die richtige Stelle gelangen und im Sinne des Projektes bearbeitet wer­
den. 

A c htun g Bereitet euch gut auf Treffen mit Vertretern der Verwaltung vor – besonders mit Amts­
leitern oder Dezernatsleitern so dass ihr eure Idee, die Ziele und Absichten klar und überzeu­
gend vorbringen könnt. Passt die Argumentation und Wortwahl an den jeweiligen Gesprächs­
partner an. 

Ausschüsse nutzen und Politiker informieren. Zu vielen Themen in der Ver­
waltung gibt es einen Fachausschuss (z. B. den Sportausschuss, den Kulturaus­
schuss oder den Stadtentwicklungsausschuss). Hier werden Entscheidungen 
vorbereitet und Vorschläge entwickelt, die dann abschließend im Stadtrat, der 
Gemeindevertretung oder dem Kreistag beraten und beschlossen werden. Die 
Stadt-, Gemeinde- oder Kreisverwaltung ist in jeder Ausschusssitzung mit dem 
zuständigen Ansprechpartner anwesend, um den Ausschuss über neue Vorha­
ben, aktuelle Probleme und andere Angelegenheiten aus dem Themenbereich 
des jeweiligen Ausschusses zu informieren. Jeder Ausschuss hat auch eine 
Bürgersprechstunde. Dort können Anliegen vorgebracht werden, über die im 
Ausschuss abgestimmt werden soll. Weitere hilfreiche Anlaufstellen sind die 
Sprechstunde des Oberbürgermeisters, des Landrates, der Dezernats- oder 
Amtsleiter oder auch – wenn vorhanden – der Ortsvorsteher oder Bürgermeis­
ter in Städten oder Gemeinden mit Ortsteilen. In vielen Stadtbezirken und 
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Stadtteilen gibt es auch einen Bezirksbeirat, der die örtliche Verwaltung in al­
len wichtigen Angelegenheiten berät, die den Stadtbezirk betreffen. Auch ein 
solcher Beirat kann eine gute und niedrigschwellige Anlaufstelle sein. 

A c htu n g Erkundigt euch nach einem Jugendhilfeausschuss in eurer Stadt, Gemeinde oder eu­
rem Landkreis und geht auf die Mitglieder zu. 

Jugendpolitische Sprecher der Parteien als Verbündete gewinnen. Politi­
sche Parteien haben oft einen jugendpolitischen Sprecher. Am meisten bewir­
ken kann der jugendpolitische Sprecher einer (mit-) regierenden Partei. Wird 
dieser Sprecher von der Nutzungsidee überzeugt, so kann er einen Antrag an 
die Verwaltung stellen und dabei helfen, das Freiraumprojekt durchzusetzen. 
Zudem haben die meisten Parteien in ihren Programmen festgelegt, welche 
Vorstellungen sie für die Jugendpolitik haben. In den Jugendorganisationen 
der Parteien können Jugendliche ihre Vorstellungen und Ideen einbringen. 



kOmmunalpOlitik:Wer entscheidet Was? 

Stadtrat /Gemeinderat 
Abstimmung über Anträge 

und 

wählt und 
besetzt 

beraten und können 
Beschlüsse fassen 

Fachausschüsse 
zu konkreten Themen mit einzelnen
 

Vertretern des Rates, Verwaltung 


E XKuRS        Jugendbeteiligungsbüros und Jugendhilfeausschuss 

Gerade Großstädte haben in den einzelnen Stadtteilen Kinder- und  Jugendbeteiligungsbüros  
eingerichtet oder Kinder- und Jugendbeauftragte eingesetzt. Diese sind zentrale Anlauf- und 
Informationsstellen für die Kinder- und Jugendpolitik und für das politische Engagement jun­
ger Menschen. Die Büros handeln nach dem Grundsatz: Die besten Experten für Kinder und 
Jugendliche sind Kinder und Jugendliche. Gemeinsam mit ihnen finden sie heraus, welche Be­
dürfnisse an einen Stadtteil gestellt werden oder was sich im Stadtteil verändern müsste, damit 
sich alle wohlfühlen. Mit diesem Wissen wenden sie sich im Namen der Jugendlichen an die zu­
ständigen Behörden. Mehr Infos zu Jugendbeteiligung und möglichen Anlaufstellen gibt es auf 
der Website der „Servicestelle Jugendbeteiligung” (www.servicestelle-jugendbeteiligung.de) 

Der Jugendhilfeausschuss  ist das wichtigste Instrument der Interessenvertretung von Kindern  
und Jugendlichen in der Kommunalpolitik. Er vertritt die Interessen und Bedürfnisse junger  
Menschen. Der Ausschuss setzt sich zusammen aus Mitgliedern der Gemeindevertretung sowie  
aus Abgesandten von freien Trägern wie einem Jugendclub. Diese Abgesandten sind nicht nur  
im Ausschuss stimmberechtigt, sondern können auch Anträge stellen, über die dann im Aus­
schuss abgestimmt wird. Die Sitzungen des Jugendhilfeausschusses sind öffentlich. Über die Er­
gebnisse der Sitzungen könnt ihr euch im Internet erkundigen. Weitere Informationen zu diesem  
Ausschuss könnt ihr in § 71 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG/SGB VIII) nachlesen.  

sitzt dem Rat vor oberbürgermeister 
und leitet 

kontrolliert Verwaltung

wählt Dezernenten

leitet 

berichtet 

und Interessensgruppen
 
(zB. Sport, Kultur, Jugend)
 

Bezirksrat 
in den Stadtbezirken und Vierteln 

Verwaltung 
(Dezernate und Ämter) 

bereitet Beschlüsse vor und 
setzt sie um 

Oberbürgermeister, Stadtrat, Gemeinderat 
und Bezirksrat werden in der Regel alle fünf 

Jahre von den Wählern gewählt. 
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verWaltungsdeutsch – die Wichtigsten begriFFe 

» Duldung 
Bei Aktionen im öffentlichen Raum spielt der Begriff „Duldung“ eine wichtige 
Rolle. Es kommt gelegentlich vor, dass Behörden gar nicht oder erst nach dem 
erfolgtem Start eines Projekts wegen fehlender Verträge oder einer fehlenden 
Erlaubnis einschreiten. Dies könnte beispielsweise bei der Bespielung eines öf­
fentlichen Platzes mit Bänken und Blumenkästen als Treffpunkt vorkommen. Von 
passiver Duldung wird gesprochen, wenn die Behörde untätig bleibt, obwohl 
sie über den Sachverhalt informiert ist. Eine Duldung von Seiten der Behörden 
kommt aber nur dann in Betracht, wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
(→ S.33) nicht gefährdet ist, die Duldung zeitlich befristet ist und das geduldete 
Projekt niemandem schadet. Ausnahmsweise kann eine Duldung auch aktiv, mit­
tels einer Duldungsverfügung erfolgen. In beiden Fällen unterliegt das Projekt 
dann zwar nicht den formellen Bestimmungen oder Auflagen, wie es bei der Ein­
holung einer Genehmigung der Fall wäre, dennoch muss immer und unbedingt 
auf Sicherheitsbestimmungen (Brandschutz, Standsicherheit, Ausschluss von Ver­
letzungsgefahren) geachtet werden. 

» Ermessen 
Den Begriff Ermessen benutzt eine Behörde dann, wenn ihr bei der Anwendung 
einer Rechtsnorm Spielraum für eine eigene Entscheidung verbleibt. Dies ist in der 
Regel durch die Formulierung des Rechtstextes zu erkennen in dem der Behörde 
die Möglichkeit eingeräumt wird, eine Entscheidung darüber zu treffen, was im 
nicht explizit geregelten Rahmen getan werden kann. Das Ermessen ist damit der 
Gegenbegriff zur gebundenen Entscheidung, bei der dem Sachbearbeiter inner­
halb der gesetzlichen Regelungen kein Entscheidungsspielraum eingeräumt wird. 

» Eingriffsbefugnisse der Verwaltung 
Sobald eine Verwaltung über einen Gesetzesverstoß informiert ist, darf sie ein­
greifen. In der Regel ist sie dazu sogar verpflichtet. Sie muss aber abwägen, ob, 
wie und gegen wen sie einschreitet. 

» Gemeingebrauch 
Gemeingebrauch beschreibt das Recht aller Menschen, in einer Stadt oder Ge­
meinde öffentliche Flächen wie z. B. Straßenräume oder städtische Parkanlagen 
genehmigungs- und gebührenfrei zu gebrauchen. Das bedeutet: Der öffentliche 
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Raum ist für alle da und niemand darf grundlos ausgeschlossen werden. Der Ge­
meingebrauch umfasst alle Arten der Nutzung, die im Rahmen der Widmung 
der Sache stattfinden können, ohne dass andere Menschen in ihrem Gemeinge­
brauch beeinträchtigt werden. So werden z. B. die konkreten Nutzungsmöglich­
keiten einer Straße durch die Straßenverkehrsvorschriften und die Verkehrszei­
chen geregelt und auch eingeschränkt. Eine Ausnahme vom Gemeingebrauch ist 
die Sondernutzung: Wird z. B. eine öffentliche Straße über den Gemeingebrauch 
hinaus genutzt, bedarf es einer Sondernutzungsgenehmigung (→ S.46). 

» Gemeingut 
Gemeingüter sind alle Güter, die für alle Menschen unter denselben Voraus­
setzungen frei zugänglich sind. Dazu gehören insbesondere Dinge, die für alle 
Menschen eine „natürliche Lebensgrundlage” bilden [Art. 20a Grundgesetz 
(GG)], wie Luft oder Wasser. Weiterhin gehören dazu Wissen, Information und 
Bildung, Tradition und Werte, Gesundheit und Beteiligung, Rechtssicherheit und 
Freiheit. Sie wurden und werden im gemeinschaftlichen Austausch geschaffen 
und bilden die Grundlage unserer Kultur, Gesellschaft, Politik oder Wirtschaft. 
Ein historisches Beispiel für Gemeingut ist die traditionelle Allmende, auf der 
alle Dorfbewohner gleichermaßen ihr Vieh weiden lassen konnten. Moderne 
Gemeingüter sind von den Bürgern verwaltete Energienetze, öffentliche Grünf­
lächen, wo Obst und Gemüse für alle frei zugänglich angepflanzt werden oder 
Open Source Software, die jeder weiter entwickeln kann. Der verantwortungsvol­
le Umgang mit Gemeingütern – auch Commons genannt – ist Grundlage einer 
gerechten Gesellschaft. 

» Genehmigung 
Eine Genehmigung (oft auch einfach Erlaubnis genannt) ist immer notwendig, 
wenn das Gesetz dies vorschreibt. Um eine Genehmigung zu erhalten, muss ein 
Antrag mit allen relevanten Unterlagen und Informationen gestellt werden. Auf 
Grundlage der gesetzlichen Regelungen wird dieser Antrag dann geprüft und ge­
nehmigt oder abgelehnt. Meist sind an eine Genehmigung bestimmte Auflagen 
geknüpft, die das Projekt genehmigungsfähig machen oder die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften sichern sollen. Diese Auflagen sind zwingend einzuhal­
ten. Mit der Genehmigung wird – für den geprüften Einzelfall – festgestellt, dass 
das Projekt mit dem geltenden Recht übereinstimmt. Wenn keine weiteren Ge­
nehmigungen erforderlich sind, enthält die Genehmigung auch eine Gestattungs­
wirkung, d. h. die Erlaubnis, mit dem Projekt zu beginnen. 



33 Unser Rechtsystem

 

 

  
  

 

 
 

 
 

» Sicherheit und ordnung 
Der Staat ist zum Schutz von Leben, Gesundheit und Eigentum seiner Bürger 
verpflichtet. Die öffentliche Sicherheit umfasst die Unversehrtheit der Rechts­
ordnung in ihrer Gesamtheit, den Schutz der Rechtsgüter der Bürger - wie den 
Schutz des Lebens, der Gesundheit, der Freiheit und das allgemeine Persön­
lichkeitsrecht - sowie den Schutz von Gemeingüter (→ S.32) wie die Unversehrt­
heit der Einrichtungen des Staates und deren rechtmäßiges Funktionieren. Die 
öffentliche ordnung umfasst hingegen keine Gesetze, sondern alle Regeln, die 
für das Verhalten des Einzelnen in der Öffentlichkeit als unerlässliche Vorausset­
zung eines geordneten Gemeinschaftslebens gelten. Einrichtungen wie die Feu­
erwehr, die Staatsanwaltschaft, das Ordnungsamt  in erster Linie aber die Polizei 
sind für die Wahrung der Inneren Sicherheit und Ordnung zuständig. Dabei müs­
sen sich alle Einrichtungen immer an die Verfassung und die Gesetze halten. Und 
schließlich ist auch jeder Einzelne in seinem alltäglichen Handeln für die Innere 
Sicherheit und die öffentliche Ordnung mitverantwortlich. Die öffentliche Sicher­
heit und Ordnung umfasst die Gesamtheit der Rechtsordnung. Polizei und Ord­
nungsbehörden sind dabei für die Gefahrenabwehr zuständig. Geregelt wird das 
im Polizei- und Ordnungsrecht. Das Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) sieht 
als Strafe Geldbußen vor. 
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ämterlexikOn  
Welches Amt ist wofür zuständig? Der erste Schritt zum eigenen Freiraum besteht 
oft darin, die richtige Behörde ausfindig zu machen. Die verschiedenen Ämter 
werden nicht in jeder Stadt, Gemeinde oder jedem Landkreis gleich bezeich
net. Seit der Einführung des neuen Steuerungsmodells wurden mancherorts die 
Bezeichnungen der Verwaltungseinheiten geändert: aus Ämtern wurden Fach
bereiche, aus Dezernaten wurden Abteilungen etc. Davon sollte man sich nicht  
irritieren lassen. Einen Überblick geben die Internetseiten der jeweiligen Stadt-, 
Gemeinde- oder Kreisverwaltung. 

A c htun g Ein regelmäßiger persönlicher Kontakt mit Verwaltungsvertretern lohnt sich: Sach
bearbeiter, die euch persönlich kennen und eure Person und Motivation einschätzen können, 
geben leichter grünes Licht. 

­

­

­

» Bauaufsichtsbehörde 
Die Bauaufsichtsbehörde kontrolliert bei der Errichtung, (Nutzungs-) Änderung 
und der Nutzung von baulichen Anlagen (→ S.69) die Einhaltung der Bauordnung 
und der sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften. In der Bauordnung sind z. B. 
die Vorschriften für Gebäude, bauliche Anlagen oder fliegende Bauten enthalten. 
Die Hauptaufgabe besteht in der Prüfung und Entscheidung von Bauanträgen 
(→ S.72) auf ihre Übereinstimmung mit den geltenden Gesetzen und in der Aus­
stellung von Baugenehmigungen. Manchmal werden auch die Begriffe Bauamt 
oder Bauordnungsamt verwendet. 

» Grünflächenamt 
Das Grünflächenamt (oft auch Straßen- und Grünflächenamt oder Umwelt- und 
Grünflächenamt) ist zuständig für Planung und Pflege des Stadtgrüns, der Sport-
anlagen, Grünanlagen, Spielplätze sowie – wenn das Straßenbauamt nicht zustän­
dig ist – des öffentlichen Straßengrüns und der Straßenbäume. 

» Grundbuchamt 
Das Grundbuch führt Buch über die Eigentumsverhältnisse an Grundstücken 
(Name und Anschrift der Eigentümer, Katasternummer). Das Grundbuchamt ge­
hört zum Amtsgericht. § 12 Abs. 1 der Grundbuchordnung (GBO) besagt, dass 
die Einsicht ins Grundbuch jedem gestattet ist, der ein berechtigtes Interesse dar­
legt. Die Entscheidung darüber, ob das Interesse berechtigt ist, fällt der Beamte 
(Rechtspfleger) der jeweiligen Geschäftsstelle. Am besten ist es, vorab anzurufen 



35 Unser Rechtsystem

und Informationen über die Abläufe beim jeweiligen Grundbuchamt einzuholen 
und einen Antrag auf Einsicht schriftlich unter einer genauen Begründung zu stel­
len. Alternativ kann auch ein Notar beauftragt werden, der ungehindert Einsicht 
ins Grundbuch hat. Aber Achtung: Dann fallen Kosten an. 

» Jugendamt 
Das Jugendamt ist die für Kinder, Jugendliche und Familien zuständige Behörde 
in einer Stadt oder in einem Landkreis. Es hat die Aufgabe, Kinder und Jugendli­
che in ihrer Entwicklung zu fördern, sie vor Gefahren zu schützen und Eltern in ih­
rer elterlichen Verantwortung zu unterstützen. Auch die städtischen Jugendclubs 
und die dort ansässigen Jugendsozialarbeiter unterstehen dem Jugendamt. Beim 
Stadtmachen können sie wertvolle Vermittler sein. Zudem ist der Jugendhilfeaus­
schuss (→ S.30) beim Jugendamt angesiedelt. 

» Katasteramt 
Das Katasteramt (auch Liegenschaftskataster) kartiert und vermisst alle Gebäude, 
Grundstücke und landschaftlichen Merkmale und erstellt daraus Katasterkarten, 
die nach Lage, Adresse, Nutzung, Größe, Bebauung, Eigentümer usw. dargestellt 
werden. Ein Auszug aus der Katasterkarte wird z. B. für einen Bauantrag oder eine 
Grundstücksteilung benötigt. 

» Liegenschaftsamt 
Das Liegenschaftsamt verwaltet alle Liegenschaften (bebaute oder unbebaute 
Grundstücke), die im Besitz der öffentlichen Hand sind, aber nicht einer speziellen 
öffentlichen Zweckbestimmung unterliegen. 

» ordnungsamt 
Das Ordnungsamt ist für die öffentliche Sicherheit und Ordnung (→ S.33) zustän­
dig. Die konkreten Aufgaben können in jedem Bundesland unterschiedlich sein. 
Häufig umfasst das Ordnungsamt folgende Bereiche: Gewerbeamt, Lärmschutz, 
Verfolgung von allgemeinen Ordnungswidrigkeiten (z. B. Verstoß gegen die Stra­
ßenverkehrsordnung), Überwachung des ruhenden Verkehrs (Parken), Einwohner­
meldeamt, Kfz-Zulassung oder auch die Feuerwehr. Zu seinen weiteren Aufgaben 
können auch der Gewerbeservice oder die Entgegennahme von Anträgen für 
Sondernutzungen, für Veranstaltungen, für das Verteilen von Werbematerial und 
die Entgegennahme von Anliegen und Beschwerden zu Ordnung und Sauberkeit 
im öffentlichen Raum gehören. 
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» Stadtplanungsamt 
Das Stadtplanungsamt ist innerhalb der Stadtverwaltung das Fachamt für die Vor­
bereitung und Steuerung der räumlichen, städtebaulichen und gestalterischen 
Entwicklung einer Stadt. Die hier erarbeiteten Entwicklungs- und Nutzungskon­
zepte müssen vom Stadtrat oder der Gemeindevertretung beschlossen werden. 
Die Konzepte müssen abwägungsgerecht sein. Das bedeutet, dass die Interessen 
von Stadtbewohnern, Investoren, Gewerbetreibenden, Unternehmen usw. mit 
den Entwicklungszielen der Stadt abgestimmt werden müssen. Im Ergebnis wird 
die Errichtung von öffentlichen und privaten Bauprojekten beeinflusst. 

» Straßen- und Verkehrsamt 
Das Straßen- und Verkehrsamt ist für die Sicherheit und Ordnung im öffentlichen 
Straßenverkehr zuständig. Es kümmert sich um Veranstaltungen und Versammlun­
gen im Straßenraum, um Ausnahmen von der Straßenverkehrsordnung (StVO) etc. 

» Tiefbauamt 
Das Tiefbauamt ist zuständig für alle Bauvorhaben und Unterhaltsarbeiten 
am Boden oder unter der Erde, soweit es Flächen in der Verwaltung der Stadt 
betrifft, also für Straßen, Brücken, Plätze, Tunnel, Eingrabungen oder unterir­
dische Kanäle und Leitungen. Beansprucht ein Vorhaben öffentliche Flächen 
über längere Zeit (durch Eingrabungen oder Einbetonierungen, z. B. für einen 
Skateboardpool), ist im Rahmen einer erforderlichen Genehmigung in der Regel 
auch die Zustimmung des Tiefbauamts (oder - je nach Organisationshoheit - des 
Straßenamtes) einzuholen. 



EXKuRS        Bürgerdienstleistungszentrum 

Viele Verwaltungen sehen sich als Servicestellen und wollen die Einwohner als „Kunden“ be­
handeln. Wo früher verschiedene Ämter Ansprechpartner für ein Anliegen waren, wurden in 
vielen Städten die wichtigsten Dienstleistungen in Bürgerdienstleistungszentren (Bürgeramt, 
Bürgerbüro, Bürgerservicestelle) zusammengefasst. Anfragen können hier vorgebracht wer­
den. Von dort werden sie dann an die richtigen Stellen innerhalb der Verwaltung zur Bearbei­
tung weitergeleitet. Gerade neuartige Projekte im öffentlichen Raum berühren häufig mehrere 
Rechtsbereiche und Zuständigkeiten. Es lohnt sich, gezielt darum zu bitten, dass die zentrale 
Anlaufstelle die Abstimmung mit verschiedenen Ämtern und Sachbearbeitern übernimmt. 
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A RGUMENTIEREN UND UBERZEUGEN 

Bei guten Ideen ist es wichtig, auch andere davon zu überzeugen. Ob bei den Be­
hörden, bei Politikern, bei möglichen Grundstückseigentümern oder bei anderen 
Unterstützern, es gilt: Je professioneller euer Auftreten ist, desto eher werdet ihr 
gehört. Dazu müsst ihr eure Idee klar, strukturiert und gewinnbringend darstellen. 
Bringt das Vorhaben zu Papier – es wird auch euch selbst dabei helfen, die Idee zu 
präzisieren, Gedanken zu strukturieren, Engpässe vorauszusehen oder versteckte 
Potenziale aufzudecken. 

die idee FOrmulieren 



kOnzeptpapier 

name: Wovon sprechen wir? Ein Projekttitel macht die Idee greifbar. Zu Beginn 
kann auch ein Arbeitstitel ausreichen. 

Abstract: Was habt ihr vor? Am Anfang steht eine Kurzbeschreibung von drei bis 
fünf Sätzen, die den Nutzen und die Ziele des Projekts schnell, schlüssig und über
zeugend klar macht und Interesse weckt. 

Ziele: Welche Ziele werden verfolgt? An wen richtet sich die Nutzung? Was sind 
die positiven Aspekte? Welcher Mehrwert entsteht durch die Nutzung? Was ist 
eure persönliche Motivation? 

Feinkonzept und umsetzung: Wie und wo soll die Idee konkret umgesetzt wer
den? Gibt es schon einen Ort? Welche Anforderungen werden an den Ort ge­
stellt? Skizzen oder ausgearbeitete Pläne helfen bei der Visualisierung und lassen 
ein konkreteres Bild für den Leser entstehen. 

Zeitplan: Wann passiert was? Um welchen Zeitrahmen handelt es sich? 

Team: Wer macht was? Eine gute Organisationsstruktur schafft Vertrauen. Wie 
werden die verschiedenen Aufgaben eingeteilt? (Kontakt zu Ämtern, Baumeis­
tern, Presseverantwortlichen etc.) Je klarer das Bild, das nach außen getragen 
wird, desto greifbarer wird die Idee und die Ernsthaftigkeit des Vorhabens. 

Finanzierung: Wie viel Geld wird benötigt und wer zahlt was? 

Anhang: Wenn möglich, kann auch ein Unterstützerschreiben eines Vereins, Ju­
gendsozialarbeiters oder Jugendpolitikers beigelegt werden. Wenn Entschei­
dungsträger sehen, dass eine Idee von vielen Seiten unterstützt wird, geben sie 
eher grünes Licht. Außerdem können einige Sätze zu den rechtlichen Aspekten 
möglichen Bedenken vorbeugen und zeigen, dass ihr euch schon im Vorfeld mit 
der Materie beschäftigt habt. Das unterstreicht nach außen die Ernsthaftigkeit, 
mit der ihr euer Vorhaben vertretet. 

­

­



 

 

 

 

mögliche argumente Für eine prOjektidee: 
Wenn ihr mit Entscheidungsträgern in der Verwaltung, mit Politikern oder anderen 
potenziellen Komplizen sprecht und versucht, sie für euer Projekt als Unterstützer 
zu gewinnen, solltet ihr euch rechtzeitig überlegen, welche Aspekte für die je­
weiligen Gesprächspartner ausschlaggebend sind. Was sind ihre Ziele? Wo gibt 
es Schnittmengen der unterschiedlichen Interessen? Was macht das Projekt zu 
einer Win-Win-Situation für alle Beteiligten? Fragt euch, warum der jeweilige Ge­
sprächspartner die Idee unterstützen sollte. 

Neben persönlichen Beweggründen sind bei der Gestaltung von neuen Freiräu­
men in der Stadt auch stadtentwicklungspolitische Aspekte zu betrachten. Denn 
eine lebendige Nutzung auf einer bislang ungenutzten oder gar verwahrlosten 
Fläche kann eine positive Auswirkung auf das gesamte Stadtviertel haben, 
die umgebung kulturell beleben und das Gemeinschaftsgefühl in der nach­
barschaft stärken. Die Stadt bekommt so einen Bürgerraum zum Spartarif, da 
Organisation, Umsetzung und Pflege nicht durch ihre Behörden, sondern von den 
Stadtbewohnern selbst übernommen werden. Nutzungsideen, die einen gemein­
nützigen Zweck verfolgen und die Nachbarn integrieren, werden in der Regel po­
sitiv eingeschätzt. 

Auch der Eigentümer lässt sich leichter überzeugen, wenn er versteht, dass sein 
(schwer vermarktbares) Grundstück durch die vorgeschlagene Zwischennutzung 
aufgewertet wird, er sich nicht um den Unterhalt kümmern muss und keine Be­
triebskosten zu tragen hat. Gleichzeitig wird möglichem Vandalismus vorge­
beugt, denn auf belebten Flächen wird sicherlich kein Müll abgeladen. Wichtig 
ist, ihm die Angst vor Problemen zu nehmen und ihm zu versichern, dass die Nut­
zer tatsächlich zum vereinbarten Zeitpunkt sein Grundstück wieder frei geben. 
Die häufigsten Bedenken sind Gefährdungen der Sicherheit, Verunstaltung des 
Grundstücks durch Müll und Vandalismus, eine mangelnde Gewährleistung des 
Lärmschutzes und andere mögliche Anlässe zur Kündigung der Vereinbarung. Hier 
gilt es, genau abzuwägen, welche Versprechen eurerseits realistisch sind und wel­
che nicht. 

nutzt netzwerke: Wer kann aus der Umgebung noch in das Projekt miteinbezo­
gen werden? Je mehr Leute involviert sind, desto höher die Unterstützung und 
desto größer die Chance auf eine Genehmigung. 



Notizen: 



Orte entdecken  
und erObern 
Bei der Entwicklung und umsetzung eurer ganz 
eigenen nutzungsidee spielt der ort eine wichtige 
Rolle. In der Wahrnehmung vieler Bewohner  
einer Stadt gibt es positiv besetzte, bereits gut  
genutzte orte, ebenso wie vernachlässigte,  
vergessene orte. Rechtlich gesehen lässt sich der 
Stadtraum in private und öffentliche Flächen  
unterteilen. um eine Erlaubnis zur nutzung einer 
Fläche zu erhalten, ist es wichtig, über die  
Flächentypen, Genehmigungsarten oder Vertrags­
modelle bescheid zu wissen. 

»  ortssuche  
» Flächenarten und Genehmigungen  
» Verträge abschließen 
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Ortssuche
 

Die Fragen nach dem Was und dem Wo sind ausschlaggebend für die Wahl eines 
passenden Ortes zur Umsetzung eines eigenen Freiraumprojekts. Um den rich­
tigen Ort zu finden, braucht es viel Eigeninitiative: Streifzüge durch die Stadt, 
das Sichten von Stadtplänen oder spezifischen Karten, Plänen oder Luftbildern im 
Internet, aber auch das Reden über die Suche im Freundes- und Bekanntenkreis 
können zum Erfolg führen. Um die Suche von Anfang an sinnvoll einzuschränken, 
ist es von Vorteil, vorab zu überlegen, was die konkreten Ideen und Ziele sind und 
welche Anforderungen an Platz, Infrastruktur oder Anbindung der Ort erfüllen 
muss. Es gibt positiv besetzte Orte, die bereits gut funktionieren, aber auch ver­
nachlässigte, vergessene, nicht (mehr) im Bewusstsein der Menschen verankerte 
Orte. Letztere lassen sich gut wiederbeleben und ihr könnt hier eher laut sein, 
ohne Nachbarn zu stören. 

mögliche Orte 

Baulücken zwischen Wohnhäusern  

ungenutzte Höfe von 
(leeren) Gebäudeblöcken  

» » 

Wild bewachsene Brachflächen  
ohne Gebäude im Stadtgebiet  

Große Plätze im Stadtgebiet,  
die wenig genutzt werden  

Verkehrsräume, die nicht genutzt  
werden oder Verkehrsinseln  

» 
» Restflächen (Flächen unter Brü­  

cken, neben Bahngleisen, Uferflä­  
chen, Zwischenräume) und abseits 
liegende, ungenutzte Flächen  

» 

  »	

Flächenarten und genehmigungen 
Der Stadtraum lässt sich in öffentlichen, also von der Stadt verwalteten Raum, 
und privaten Raum unterteilen. Je nach Flächenart und Vorhaben können Zustän­
digkeiten und die Art der erforderlichen Genehmigung variieren. Die folgende 
Tabelle gibt einen Überblick: 
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Unbebaute Flächen  Straßen (Fahrbahnen), Grün- und Parkanlagen, 
im Stadtgebiet,  Gehwege, Fahrrad­  Sportplätze, Spielplätze, 

 
Öffentliche  Öffentliche Grün-  
Verkehrsflächen und Freiflächen 

Flächen- 
arten 

Innenhöfe von  wege, Parkplätze,  Badeplätze, Friedhöfe 
Mietshäusern,  Verkehrsinseln, 
Gärten, Brachflächen,  Straßenbegleitgrün, 
Firmengelände, Haltestellen des ÖPNV, 
brachliegende  Stadtplätze und  
Bahngelände Aufenthaltsflächen 

privater Eigentümer: Straßen- und  Grünflächenamt,  
Zustän- Ermittlung über das Verkehrsamt,  Ordnungsamt 
digkeit Grundbuchamt Tiefbauamt,  

Ordnungsamt 
öffentliche Hand als 
privater Eigentümer: 
Liegenschaftsamt als 
Ansprechpartner 

Zustimmung, Vertrag, Sondernutzungs­  Sondernutzungs  
Zustim- Vereinbarung genehmigung, Veran­ genehmigung, Veran­
mung staltungsgenehmigung, staltungsgenehmigung, 

Nutzungsvereinbarung Pflegeverträge, Grün­  
patenschaften,  
Nutzungsvereinbarung 

Private  
Freiflächen 

In dieser Freiraum-Fibel wird einheitlich der Begriff „Genehmigung“ genutzt. In 
Gesetzestexten werden jedoch auch andere Begriffe, wie Nutzungserlaubnis, Er­
laubnis, Zustimmung, Bewilligung usw. verwendet. 

A C HTU N G Ein Vertrag oder eine Vereinbarung mit einem privaten Eigentümer zur (Zwischen-) 
Nutzung seines Grundstücks regelt nur die (privatrechtliche) Nutzung der Fläche. Um zu bauen 
oder eine Veranstaltung durchzuführen müsst ihr manchmal noch zusätzliche (öffentlich-recht­
liche) Genehmigungen einholen. Manche behördlichen Sondernutzungsgenehmigungen zur 
Nutzung öffentlicher Flächen enthalten oft bereits Regelungen für kleinere Aufbauten oder 
Veranstaltungen, so dass keine weiteren Genehmigungen notwendig sind. 
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nutzung einer öFFentlichen Fläche 
Gemeingebrauch (→ S.31) bedeutet, dass der öffentliche Stadtraum gleicherma­
ßen von allen Stadtbewohnern genutzt werden kann und niemandem etwas weg­
genommen oder verwehrt werden darf. Das umfasst alle Arten der Nutzung, die 
dem Zweck des Ortes - der Widmung - entsprechen und andere Leute nicht in 
ihrem Gemeingebrauch stören. Dazu gehören die Teilnahme am Verkehr, der Auf­
enthalt, der Austausch mit anderen oder das Spielen auf den dafür vorgesehenen 
Flächen. Das ist sehr wichtig für das Zusammenleben, denn gerade verkehrsbe­
ruhigte Bereiche wie innerörtliche Straßen oder Fußgängerzonen sind auch Orte 
der Kommunikation und des Meinungsaustauschs für die Stadtbewohner. 

Zur Nutzung des öffentlichen Raums über den Gemeingebrauch hinaus bedarf es 
einer Sondernutzungsgenehmigung von der zuständigen Behörde. Das ist der 
Fall, wenn etwa ein Teil einer öffentlichen Grünfläche mit Pflanzenkübeln abge­
grenzt werden soll oder ein kleines Konzert oder ein Straßenfest geplant sind. 
Formell heißt das „Sondernutzungsgenehmigung für die Inanspruchnahme einer 
öffentlichen Straßenfläche oder Grünfläche“. Dabei wird diese Sondernutzungs­
genehmigung in der Regel temporär ausgestellt, also zeitlich befristet, denn 
der öffentliche Stadtraum muss für alle Menschen vor Ort gleichermaßen nutz­
bar bleiben. Beispielsweise dürfen Fußgänger oder Fahrradfahrer nicht in ihrem 
Zugang und der Benutzung öffentlicher Räume beeinträchtigt werden. Sowohl 
Verkehrsfluss als auch Barrierefreiheit müssen zudem immer gesichert sein. Auch 
technische Anlagen wie Kanaldeckel dürfen nicht überbaut werden und die Ver­
kehrssicherungspflicht (→ S.98) muss in jedem Fall eingehalten werden. 

Ein Antrag auf Sondernutzung öffentlicher Verkehrsflächen wird auf Grundlage 
des Straßen- und Wegegesetzes (StrWG) des jeweiligen Landes und/oder der 
Sondernutzungssatzung der Stadt oder Gemeinde geprüft und erteilt, sofern 
die Voraussetzungen erfüllt werden und keine öffentlichen Interessen entgegen­
stehen. An die Zustimmung sind oft bestimmte Bedingungen geknüpft, die der 
Antragsteller erfüllen muss: sogenannte Nebenbestimmungen oder Auflagen. 
Sofern eine Sondernutzungssatzung vorliegt, ist in dieser genau bestimmt, unter 
welchen Bedingungen öffentliche Straßen über den Gemeingebrauch hinaus ge­
nutzt werden können, ohne dass es einer Sondernutzungsgenehmigung bedarf. 
Informationen darüber können die Stadt- oder Gemeindeverwaltung geben. Be­
reits bei Antragstellung ist es ratsam, diese Satzung zu berücksichtigen. 
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Typische Beispiele für städtische Auflagen oder Bedingungen in Sonder­
nutzungssatzungen: 

In Fußgängerzonen, verkehrsberuhigten Bereichen oder auf Straßen ohne 
Gehwege muss eine Restfahrbahnbreite von mindestens 5 Metern frei bleiben. 

Ein Abstand von 0,50 m vom Fahrbahnrand ist grundsätzlich einzuhalten, so 
dass vermieden wird, an parkende Autos anzustoßen. 

Für Autofahrer und andere Verkehrsteilnehmer darf durch eine Sondernut­
zung keine Sichtbehinderung entstehen. 

Auf Gehwegen wird eine Erlaubnis nur erteilt, wenn eine Durchgangsbreite 
von mindestens 2 m frei bleibt – diese Zahlangabe kann jedoch von Ort zu 
Ort abweichen. 

Eine besondere und äußerst unbürokratische Form der Sondernutzungsgeneh­
migung sind Grünpatenschaften. Hier können Stadtbewohner sich um die Pfle­
ge einer Grünfläche bewerben, die eigentlich in den Händen der Stadt ist. Das 
Spektrum reicht vom kleinsten Fleckchen Straßengrün bis hin zu größeren Grün­
flächen. Der Genehmigungsaufwand ist gering, und beläuft sich in der Regel auf 
eine Meldung und das Einhalten einiger Rahmenbedingungen. Seit einigen Jah­
ren bieten immer mehr Städte ihren Bürgern dieses Modell an. Im Internet fin­
den sich Listen mit verfügbaren Flächen. Alternativ ist es bisweilen auch möglich, 
selbst eine Fläche auszusuchen und eine Nutzung/Patenschaft formlos via E-Mail 
oder per Antragsformular bei der zuständigen Behörde zu melden. Das ist meist 
das Straßen- oder Grünflächenamt (→ S.34). 

A C HTUN G Neben der Grünpatenschaft gibt es auch andere unbürokratische Wege, öffentliche 
Flächen über den Gemeingebrauch hinaus zu nutzen, ohne dass eine Sondernutzungsgeneh­
migung eingeholt werden muss. Diese Fälle werden in der jeweiligen Sondernutzungssatzung 
erläutert. Informationen erhaltet ihr bei eurer Stadt- oder Gemeindeverwaltung. 



  
 

  

 

 
 
 

 
 

 

 

VoRL AGE        Das Schreiben ans Amt  

Ort, Datum, Kontaktangaben des Antragsteller 

Betreff: Bewilligung einer nicht gewerblichen Gehsteignutzung 
 
Hiermit beantrage ich die Bewilligung zum Aufstellen von Tischen, Bänken und Pflan­
zenkisten (Art der Nutzung) vor dem Ladenlokal/ der Gehsteigfläche an ___________ 
(Ortsangabe so exakt wie möglich) vom ______ bis _______ (geplanter Beginn und Ende der 
Nutzung). Die verbleibende Durchgangsbreite des Gehsteigs beträgt ______________. 
Bilder/Skizzen/Konzept/Pläne der geplanten Nutzung liegen bei. 
Unterschrift 

nutzung einer privaten Fläche 
Befindet sich die Wunschfläche (z. B. Brache, Garten, Hinterhof…) nicht im öf­
fentlichen und allgemein nutzbaren Stadtraum, so geht es zunächst darum, den 
Eigentümer ausfindig zu machen, diesen von der Nutzungsidee zu überzeugen 
und eine (schriftliche oder zumindest durch neutrale Zeugen nachweisbare) Zu­
stimmung einzuholen. Gegebenenfalls muss ein Nutzungsvertrag (→ S.51) aus­
gehandelt werden, unter Umständen für eine sogenannte Zwischennutzung 
(→ S.50). Auskunft über die Eigentumsverhältnisse (Name und Anschrift des Ei­
gentümers, Katasternummer) gibt – wenn ein berechtigtes Interesse nachgewie­
sen wird – das Grundbuchamt (→ S.34). [§ 12 Grundbuchordnung (GBO), Einsicht 
ins Grundbuch] Die Grundbuchämter sind bei der Auslegung des „berechtigten 
Interesses“ unterschiedlich streng. Bei der Anfrage sollte das Ziel der Anfrage 
– nämlich vom Eigentümer eine Nutzungsgenehmigung für das Grundstück ein­
zuholen bzw. einen Miet- oder Pachtvertrag (→ S.51) abzuschließen – angege­
ben werden. Es gibt natürlich noch andere Wege, an Informationen zu gelangen: 
So kann man sich in quasi detektivischer Arbeit beispielsweise bei den Nachbarn 
erkundigen. 

A C HTUN G Eine scheinbar private Fläche kann trotzdem im Besitz der Stadt oder Gemeinde sein. 
Das Vorgehen ist dann genau wie bei einer privaten Fläche, nur dass der Ansprechpartner keine 
Privatperson ist, sondern das Liegenschaftsamt. 
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verträge abschliessen
 

Wird ein Vertrag zur Nutzung eines Ortes geschlossen, dann regeln die Vertrags­
partner verschiedene Themen rund um die zukünftige Bespielung des Ortes, um 
im Streitfall auf klare Vereinbarungen zurückgreifen zu können. In Deutschland 
gilt der verfassungsrechtlich abgesicherte Grundsatz der Vertragsfreiheit. Daher 
dürfen Verträge egal mit wem und mit jeglichem Inhalt geschlossen werden, so­
fern dieser Inhalt nicht gegen geltendes Recht verstößt oder sittenwidrig ist. Vo­
raussetzung ist die Geschäftsfähigkeit. Nicht geschäftsfähig sind Kinder unter 7 
Jahren. Bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres ist man nur beschränkt geschäfts­
fähig. Verträge dürfen dann grundsätzlich nur mit Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters also üblicherweise der Eltern abgeschlossen werden. Wie Verträge zu­
stande kommen, welche Pflichten hieraus resultieren und was im Falle von Störun­
gen (insbesondere Vertragspflichtverletzungen) passiert, regelt das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB). 

Ebenso wie natürliche Personen (also Einzelpersonen) können auch juristische Per­
sonen (eingetragene Vereine, GmbHs, Körperschaften u. ä.) Verträge abschließen. 
Hierbei werden die juristischen Personen von den gesetzlich berufenen Personen 
vertreten (dem Vereinsvorsitzenden, dem Geschäftsführer etc.). Bei größeren oder 
längerfristigen Freiraumprojekten empfiehlt es sich, dass ein eingetragener Verein 
(e.V.) den Vertrag abschließt, da so – mit gewissen Einschränkungen – keine per­
sönliche Haftung der Projektmitglieder besteht. Verträge sollten vom Vereinsvor­
sitzenden (unter klarer Benennung der Vertretung) unterzeichnet werden. 

A C HTU N G Falls ihr keinen eigenen Verein habt, sucht einen bestehenden Verein, der für euch 
die Projektträgerschaft übernimmt. So spart ihr euch die Arbeit der Vereinsgründung. Wird die 
Gruppe größer und wächst euer Projekt, so empfiehlt es sich, einen eigenen Verein zu gründen. 



 

 

E XKuRS        Was ist Zwischennutzung? 

Flächen und Gebäude, die nicht genutzt werden, können zeitweise anderen überlassen wer­
den, bis sie wieder regulär genutzt werden. Das nennt sich „Zwischennutzung". Grundlage 
dafür ist ein Zwischennutzungsvertrag (Miet-, Leih-, Nutzungs- oder Pachtvertrag). 

Zwischennutzungen können für viele Beteiligte Vorteile bieten: 

» Für den Eigentümer besteht durch die nutzung Schutz vor Vandalismus. 
» nutzer kommen günstig an Raum für ihre Ideen. 
» Anwohner können von der Belebung des umfelds profitieren. 

Zwischennutzungen kommen meist ohne größere Kosten aus, wachsen schrittweise und blei­
ben auch oft dauerhaft. Beispiele für Zwischennutzungen sind Urban Gardening Projekte, 
temporäre Zeltplätze oder sportliche Einrichtungen wie Skateparks. Ein guter Vertrag ist die 
Grundlage für eine erfolgreiche Zwischennutzung. 
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visiOnen und gebaute Wirklichkeit 

Bauen macht Spaß und besonders die gemeinschaftliche Arbeit an einem neuen 
Projekt kann sehr viel Potenzial freisetzen. Es ist einfach toll, zu sehen, wie mit den 
eigenen Händen ein Ort, ein Raum oder der ganz persönliche Freiraum geschaffen 
werden kann. Seien das kurze Aktionen wie beim Permanent Breakfast oder dem 
Parking Day, wo durch Möbel neue, temporäre Räume geschaffen werden, dem 
Umfunktionieren einer alten Telefonzelle zu einer Büchertauschbox, einer Schnit­
zeljagd durch die Stadt oder dem Aufbau eines Golf-Parcours für die Nachbar­
schaft. Während sich kleinere Aktionen scheinbar spontan und schnell umsetzen 
lassen, entsteht ein größeres, langfristiges Projekt nicht von heute auf morgen. Es 
besteht aus vielen kleinen Teilprojekten, die sich nach und nach zu einem Ganzen 
zusammenfügen. Überall, wo durch kleinere oder größere Eingriffe Räume zum 
Verweilen und für Gespräche geschaffen werden, entsteht ein Freiraum. 

Bei allen Ideen gern genutzt und mit das beliebteste Bauprodukt der Stadtmacher 
ist die Palette. Kaum ein anderes (DIN-genormtes) Bauteil ist so flexibel und leicht 
einsetzbar wie dieser Transport- und Logistikhelfer. Auch unerfahrenen Bastlern 
sind im kreativen Umgang mit Paletten fast keine Grenzen gesetzt: 

Ohne großen Aufwand können Sitzmöbel, eine Bar, Pflanzenkisten oder sogar eine 
Bühne entstehen. Grundsätzlich könnt ihr fast alles modifizieren und als Baumateri­
al nutzen. Besonders geeignet sind neben Paletten beispielsweise alte Fensterrah­
men, Bierkisten, Schalungsplatten oder Autoreifen. Bauen muss also nicht teuer sein. 
Fast alles, was ihr benötigt, findet ihr in der Stadt. Beim Besuch einer Baustelle in der 
Nähe lässt sich bei einem Plausch mit den Verantwortlichen vor Ort leicht herausfin­
den, ob etwas abzugeben ist. Eines ist sicher: Baustellen sind wahre Fundgruben. 
Wer kein Auto zum Transportieren hat, kann sich eins bei Carsharing-Anbietern lei­
hen. Und sollte es an Werkzeug fehlen, gibt eine der vielen Toolsharing-Plattformen 
(www.pumpipumpe.ch oder www.leihdirwas.de) darüber Auskunft, welche Nach­
barn ihr Werkzeug verleihen. Wer mit Beton bauen möchte, sollte mit Testbauten 
wie einer kleinen Rampe beginnen. Auf verschiedenen DIY-Skateboarding-Blogs 
könnt ihr gute Anleitungen zum Umgang mit Beton finden. 
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In einer allmählichen Entwicklung wandelt sich nicht nur die Fläche permanent, 
sondern auch die Erfahrung und Baukompetenz des Teams, und mit wachsender 
Expertise werden die Vorhaben größer und gewagter. Geht es dann ans Bauen 
von Tribünen oder überdachten Bereichen verlässt man langsam den experimen­
tellen Bereich und es wird unumgänglich, mit einem Plan zu arbeiten und mit ei­
nem Zimmermann oder Architekten über Bauweise und Statik zu sprechen. Sofern 
sich die Idee nicht innerhalb der verfahrensfreien Bauvorhaben umsetzen lässt, 
benötigt ihr eine Baugenehmigung, für die professionell ausgearbeitete Pläne 
sowie ein Standsicherheitsnachweis erforderlich sind. Grundsätzlich gilt immer: 
Einen Architekt, Schreiner oder Zimmermann im Team zu haben, ist Gold wert. 



 

 

 

 
 
 

   
  

 

  

 

das baurecht als grundlage 

Das öffentliche Baurecht gliedert sich in zwei Rechtsbereiche: das Bauplanungs­
recht des Bundes und das Bauordnungsrecht der Länder. 
Das Bauplanungsrecht legt vor allem fest, was auf einem Grundstück stattfinden 
darf. Geregelt ist dies im Baugesetzbuch (BauGB) und in der Baunutzungsverord­
nung (BauNVO). Welche Art der Nutzung konkret wo stattfi nden darf, wird in den 
Bauleitplänen festgelegt. Es gibt zwei Arten von Bauleitplänen: 

Der Flächennutzungsplan (FNP) regelt die bauliche Entwicklung für das ganze 
Gemeinde- oder Stadtgebiet. Für ihre Teilbereiche werden auf der Basis des 
FNP die Bebauungspläne entwickelt. 

Der Bebauungsplan (B-Plan) ist für Freiraumprojekte relevanter. Hier wird 
rechtsverbindlich festgelegt, wie einzelne Flächen genutzt oder bebaut werden 
dürfen. Er enthält detaillierte Regelungen zur Art der Nutzung (z. B. Wohnen, 
Gewerbe, Gemeinbedarf, Verkehrsfläche oder Grünfläche) und zum möglichen 
Umfang der baulichen Nutzung (Grund- und Geschossfläche, Höhe). Im B-Plan 
wird auch festgelegt, wie viel Fläche für Fußgänger oder Fahrräder frei bleiben 
muss oder wo Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze vorgesehen sind. 

A C HTUN G Habt ihr eine passende Fläche gefunden, dann fragt beim Stadtplanungsamt nach, ob 
es einen B-Plan gibt. Im B-Plan könnt ihr nachlesen, was ihr auf der Fläche dürft und was nicht. 

E XKuRS        Bauplanungsrecht für Zwischennutzungen 

Grundsätzlich müsst ihr die Vorgaben des B-Plans einhalten und euch danach richten, was auf 
eurer Wunschfläche gebaut und genutzt werden darf. Für Zwischennutzungen können nach 
§ 31 BauGB im Einzelfall aber Ausnahmen oder Befreiungen in Betracht kommen. Wenn es 
allerdings keinen B-Plan gibt, die Fläche jedoch zu einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil 
gehört, so muss sich nach § 34 BauGB eure Nutzung „in die Umgebung einfügen”, um eine 
Genehmigung zu erhalten. Dies gilt es zu begründen. Ein Beispiel für das „Einfügen in die 
nähere Umgebung” wäre, eine Baulücke im Wohngebiet (unbebautes Grundstück) für Urban 
Gardening zu nutzen oder als „kleine private“ Grünfläche mit selbstgebauten Möbeln. 
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Während das Bauplanungsrecht und der Bebauungsplan zur Suche einer geeig­
neten Freifläche herangezogen werden können, spielt das Bauordnungsrecht im 
anschließenden konkreten Bauprozess eine tragende Rolle. In der Bauordnung ist 
festgelegt, welche grundsätzlichen Anforderungen an bauliche Anlagen (→ S.67) 
eingehalten werden müssen. Sicherheit und Unfallschutz stehen dabei im Vorder­
grund, denn Bauen birgt erhebliche Gefahren. Außerdem regelt die Bauordnung 
die verschiedenen Prüf- und Genehmigungsverfahren. Da das Bauordnungsrecht 
Landesrecht ist und in den 16 Bundesländern variiert, werden zur Vereinfachung 
hier die Paragraphen aus der Musterbauordnung (MBO) zitiert. Bei konkreten 
Bauvorhaben muss also die jeweilige Landesbauordnung (LBO) gelesen werden, 
denn die Regelungen unterscheiden sich von Land zu Land teilweise erheblich. 

das ö FFentliche b aurecht 

Bauplanungsrecht Bauordungsrecht 

Was darf gebaut werden? Für welche 
Nutzung ist eine Fläche vorgesehen? 
(z.B. Gewerbe, Sport, Wohnen) 

Instrumente: 
B-Plan 
FNP 

Materielle Anforderungen: 
Zulässigkeit von Vorhaben 
(B-Plan, §§ 34 oder 35 BauGB) 

Gesetzestexte: 
Baugesetzbuch (BauGB) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

Wie muss im konkreten Bauprozess 
gebaut werden? 

Instrumente: 
Baugenehmigung 
verfahrensfreie Bauvorhaben 

materielle Anforderungen: 
Technische Baubestimmungen (Standsi­
cherheit, Brandschutz, Verkehrssicherheit) 

Gesetzestexte: 
Landesbauordnungen (LBO) 
Musterbauordnung (MBO) 
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In der Musterbauordnung wird in den Allgemeinen Anforderungen der Anspruch 
an die Sicherheit von baulichen Anlagen klar hervorgehoben: 

„Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und in Stand zu halten, 

dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit 

und die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden.”
 
[§ 3 Abs. 1 MBO, Allgemeine Anforderungen]
 

sicheres bauen 
Die wichtigste Funktion des Bauordnungsrechts ist es, möglichen Gefahren für 
Leib und Leben vorzubeugen oder diese abzuwenden. Die Landesbauordnungen 
und technischen Baubestimmungen regeln die grundsätzlichen Anforderungen 
an Standsicherheit, Brandschutz und Verkehrssicherheit etc., um Unfälle zu verhin­
dern oder im Ernstfall die Rettung zu erleichtern. Um eine Baugenehmigung zu 
erhalten und sicher zu bauen, ist es wichtig, dass die technischen Baubestimmun­
gen eingehalten werden. 

Standsicherheit: Standsicherheit besagt, dass Bauwerke nicht einstürzen, ab­
rutschen oder umfallen: „Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren 
einzelnen Teilen für sich allein standsicher sein. Außerdem dürfen die Standsi­
cherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des Baugrundes der 
Nachbargrundstücke nicht gefährdet werden.” [§ 12 MBO, Standsicherheit] 

Brandschutz: Unter Brandschutz sind sämtliche Maßnahmen zu verstehen, die 
einem Brand vorbeugen oder im Ernstfall eine schnelle Rettung ermöglichen. 
Zum Brandschutz gehören die Bauart, die Wahl der Baustoffe und der Zugang 
zum Löschwerkzeug (z. B. Feuerlöschern): „Bauliche Anlagen sind so anzuord­
nen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass der Entstehung eines 
Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei 
einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löschar­
beiten möglich sind.” [§ 14 MBO, Brandschutz] 

Verkehrssicherheit:  Von baulichen Anlagen oder Grundstücken darf keine 
Gefahr ausgehen. „Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht 
überbauten Flächen von bebauten Grundstücken müssen verkehrssicher sein. 
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Die Sicherheit und Leichtigkeit des öffentlichen Verkehrs darf durch bauliche 
Anlagen oder deren Nutzung nicht gefährdet werden.” [§ 16 MBO, Verkehrs­
sicherheit] Ausführliche Informationen zum Thema der Verkehrssicherheit gibt 
es im Kapitel (→) Räume sichern. 

Damit einem also das Dach nicht auf den Kopf fällt und bei einem Brand die 
Bewohner möglichst nicht zu Schaden kommen, legen die technischen Baube­
stimmungen z. B. detaillierte Voraussetzungen an die Standsicherheit oder den 
Brandschutz in einer Fülle von Richtlinien und Normen fest. Beispiele dafür sind 
DIN-Normen, die nicht nur Papierformate, sondern im Baurecht essentielle Sicher­
heitsaspekte festlegen, z. B. die Feuerfestigkeit und Tragfähigkeit von Baustoffen 
oder die Kennzeichnung und die Breite von Fluchtwegen. Der technische Über­
wachungsverein (TÜV) kann zu Rate gezogen werden, um die Einhaltung der 
DIN-Normen zu überprüfen. 

Freiraumprojekte sind in der Regel selbstgemacht, informell und temporär an­
gelegt. Sie unterscheiden sich also in Aufwand, Umfang und Dauer enorm von 
der Realisierung eines Einfamilienhauses oder einer Gewerbehalle. Deshalb ist es 
möglich die Anforderungen für sicheres Bauen in Abstimmung mit der Behörde 
an das Projekt anzupassen. In Ausnahmefällen sind also auch gleichwertige Alter­
nativlösungen zu den technischen Baubestimmungen möglich. Dies bestimmt § 3 
Abs. 3 MBO so: 

„Die von der obersten Bauaufsichtsbehörde durch öffentliche Bekanntmachung 
als Technische Baubestimmungen eingeführten technischen Regeln sind zu be­
achten. (...) Von den Technischen Baubestimmungen kann abgewichen werden, 
wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die allgemeinen Anforderun­
gen des Absatzes 1 erfüllt werden;" 

A c htu n g Bei temporären Nutzungen im öffentlichen Stadtraum fällt es den Behörden leichter, 
Abweichungen von der Einhaltung der technischen Baubestimmungen – z. B. für selbstgebaute 
Stadtmöbel – zu gewähren, wenn diese nicht fest im Boden verankert sind und jederzeit en­
fernt werden können. 

neue räume 
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Öffentlich zugängliche Grundstücke und Gebäude müssen so gebaut und über­
wacht werden, dass eine Gefährdung ihrer Nutzer durch den baulichen Zustand 
ausgeschlossen ist. Wer die technischen Baubestimmungen (→ S.66) einhält, hält 
sich in der Regel auch an die Sorgfaltspflicht (→ S.101), so dass eine Haftung aus­
geschlossen ist. Dies gilt nach §§ 836 - 838 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) für Be­
sitzer und Eigentümer; schützt mittelbar aber auch die Nutzer. (→) Räume sichern 
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bauvOrhaben und genehmigungen 

Grundsätzlich betrachtet sieht das Bauordnungsrecht eine Genehmigung aller 
Bauvorhaben durch die Bauaufsichtsbehörde vor (→ S.34), um die nötige Sicher­
heit beim Bauen zu gewährleisten. Unter den Begriff des Bauvorhabens fällt alles, 
was die Errichtung, (bauliche) Änderung, Erweiterung oder auch die Nutzungsän­
derung von baulichen Anlagen betrifft. Dabei lassen sich bauliche Anlagen in drei 
Kategorien unterteilen: 

„Bauliche Anlagen” werden alle Bauten genannt, die aus Baumaterialien wie 
Holz, Stahl, Beton etc. hergestellt und mit dem Erdboden verbunden sind oder 
nach ihrem Verwendungszweck überwiegend an einem bestimmten Ort be­
nutzt werden. [§ 2 Abs. 1 MBO, Bauliche Anlagen] 

Als „Gebäude” gelten bauliche Anlagen, sobald sie von Menschen betreten 
werden können und sich zum Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen eig­
net. Dies kann eine kleine Hütte oder ein Hochhaus sein. [§ 2 Abs. 2 MBO, 
Gebäude] 

„Fliegende Bauten” sind bauliche Anlagen die an verschiedenen Orten wie­
derholt auf- und abgebaut werden, um sie dort zeitlich befristet zu nutzen. 
Beispiele hierfür sind Zelte, Container, Wohnwagen, Fahrgeschäfte, Schauge­
schäfte, Karussells oder Tribünen. Für Fliegende Bauten muss statt einer Bau­
genehmigung eine Ausführungsgenehmigung beantragt werden. Diese gibt 
es in der Regel nur unter der Bedingung, die wiederholte Ausführung jeweils 
in einem Prüfbuch zu dokumentieren. [§ 76 MBO, Fliegende Bauten] 

A c htu n g Kleinere und sehr kleine bauliche Anlagen, wie eine einfache Bank oder eine aus Pa­
letten zusammen gezimmerte Bar sind unter folgenden Bedingungen nicht als Bauvorhaben zu 
betrachten: Und zwar, wenn diese Anlagen nur für sehr kurze Zeit errichtet und anschließend 
wieder entfernt werden und nicht fest mit dem Erdboden verbunden sind. Im Zweifel sollte dies 
mit der Bauaufsichtsbehörde geklärt werden. Voraussetzung ist natürlich immer eine Absprache 
über die Nutzung der Fläche mit dem Eigentümer (Nutzungsvertrag oder Sondernutzung). 
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verFahrensFreie bauvOrhaben 
Verfahrensfreie Bauvorhaben bieten die Möglichkeit, leicht und ohne großen 
bürokratischen Aufwand aktiv zu werden. Denn für verfahrensfreie Bauvorhaben 
muss kein Bauantrag gestellt und keine Genehmigung eingeholt werden. Diese 
Vorhaben müssen also vor dem Baubeginn keinen langwierigen oder teuren Ge­
nehmigungsprozess durchlaufen oder von der Bauaufsichtsbehörde geprüft wer­
den. Die verschiedenen Arten der verfahrensfreien Bauvorhaben werden nach Ge­
bäuden und sonstigen baulichen Anlagen unterteilt – § 61 MBO, Verfahrensfreie 
Bauvorhaben enthält hierzu eine umfangreiche Aufzählung. So ist beispielsweise 
eine eingeschossige Gartenlaube mit einer Brutto-Grundfläche bis 10 qm als ver­
fahrensfrei definiert. Außerdem benennt § 76 Abs. 2 MBO bestimmte „Fliegende 
Bauten”, die keiner Ausführungsgenehmigung bedürfen. 

Verfahrensfreiheit bedeutet aber nicht, dass man bauen darf, wie man will. Bei 
allem, was man baut, muss darauf geachtet werden, dass die öffentliche Sicher­
heit und Ordnung (→ S.33), insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen 
Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden. Das gilt übrigens auch für bereits be­
stehende Bauten und deren Instandhaltung oder Umnutzung. Mit anderen Wor­
ten: Die allgemeinen Anforderungen (→ S.66) an bauliche Anlagen müssen immer 
eingehalten werden. [§ 3 Abs. 1 MBO, allgemeine Anforderungen] 

Da keine behördliche Prüfung des Vorhabens stattfindet, liegt es in der Verant­
wortung des Einzelnen, sich an die geltenden bauplanungsrechtlichen und bau­
ordnungsrechtlichen Vorschriften zu halten: 

Als erstes sollte aufgrund des Bebauungsplans (→ S.64) geprüft werden, ob die 
geplante Nutzung auf der gewählten Fläche überhaupt zulässig ist. Falls kein 
Bebauungsplan vorliegt gelten die Bestimmungen des § 34 BauGB. [§§ 29 - 35 
Baugesetzbuch (BauGB)] Bei der Bauausführung sind die Technischen Baube­
stimmungen (→ S.66) (Standsicherheit, Brandschutz, Verkehrssicherheit) unbe­
dingt zu beachten. Die jeweiligen Anforderungen dazu sind bei der zuständigen 
Bauaufsichtsbehörde zu erfragen. Wie diese Anforderungen umgesetzt werden, 
liegt jedoch im Ermessen des Projektverantwortlichen. Dies kann aus eigener 
Sach- und Fachkunde erfolgen (z. B. Zimmermann für einen Dachstuhl) oder 
bei einem Fachfremden durch eine TÜV-Prüfung oder eine sonstige anerkannte 
Prüfstelle, was jedoch in der Regel mit Kosten verbunden ist. 



zWischennutzungen etablieren  
Eine Brache in einem Wohngebiet erscheint geradezu als der perfekte Ort, um  
sich zu einer kleinen Oase abseits des städtischen Alltags zu entwickeln. Ein Ort  
voller bunt bemalter Pflanzenkisten, skulptur enartigen Skaterampen und kleinen  
einladenden Hütten. Jeder, der möchte, soll mitmachen und seine eigenen Ideen  
einbringen. So entsteht ein Ort für experimentelle Architektur, Kultur und urba­
nes Gärtnern – oder ein großer, selbstgebauter, im ständigen Wandel begriffe­
ner Abenteuerspielplatz. In Hütten und Wagen nisten sich kleine Ateliers ein, es  
entstehen eine Kaffeebar, eine Siebdruckwerkstatt oder eine Fahrradgarage. Am  
schwarzen Brett hängen Aufrufe, Angebote, oder die Termine zu den nächsten  
gemeinsamen Bautagen oder Veranstaltungen. 

BRA CHEN A LS STA DTOA SEN 



ta k ti k 

Kunstfreiheit 
Die Kunstfreiheit aus Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 GG ist ein Grundrecht und kann unter  
Umständen und gerade bei unkonventionellen Vorhaben dazu dienen, ein aufwen­
diges Genehmigungsverfahren zu umgehen. Nach § 61 Abs. 15 MBO ist ein Kunst­
werk bis zu einer Höhe von 4 m genehmigungsfrei. Die Bestimmungen zur Stand­
sicherheit und zum Brandschutz müssen trotzdem immer berücksichtigt werden. 
 
TÜV-zertifi zierte Produkte 
Die Einhaltung von DIN-Normen gilt insbesondere für bauliche Anlagen, die der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen. Eine TÜV-Prüfung lässt sich 
vermeiden, indem schon von vornherein TÜV-zertifizierte Rampen, Bauwagen,  
Container oder Gerüste genutzt werden, z. B. Schiffscontainer oder vorgefertigte 
Skaterampen. Das kostet zwar mehr Geld, spart dafür aber die Zeit und Energie 
für die TÜV-Abnahme. 



Notizen: 



 

 

räume teilen.  
Feste  Feiern 
Wer vermeintlich vergessene orte wiederbelebt, 
der will die Eroberung des Freiraums auch feiern, 
auf das Verwirklichen der anfänglichen Vision an­
stoßen und alle dazu einladen: Freunde, Anwohner 
oder die ganze nachbarschaft. Denn schließlich 
sollen solche orte für alle zugänglich und nutzbar 
sein. ob Partys, Kissenschlachten, Straßenfeste, 
Flohmärkte oder politische Kundgebungen – die 
Gründe, warum sich Menschen auf Straßen, Plätzen, 
in Hinterhöfen oder in öffentlichen Parks zu­  
sammentun, sind sehr vielfältig. Damit gemeinsame 
Veranstaltungen ein voller Erfolg werden, be­  
antwortet das folgende Kapitel wichtige Fragen 
zum Versammlungsrecht, zum Lärmschutz, zur  
Ausschankgenehmigung und zu den Rechten auf 
Bild und Ton. 

» Versammlungen und Veranstaltungen 
» Lärmschutz 
» Rechte auf Bild und Ton 
» Ausschankerlaubnis 
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versammlungen
 

Eine Versammlung ist eine Zusammenkunft von mehr als zwei Personen mit 
dem Ziel, gemeinsam an der „öffentlichen Meinungsbildung” teilzunehmen. 
Diese „öffentliche Meinungsbildung“ ist als Versammlungsfreiheit durch das 
Grundgesetz geschützt und darf deswegen normalerweise nicht verboten wer­
den. Laut Art. 8 des Grundgesetzes (GG) haben „alle Deutschen das Recht, 
sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versam­
meln”. Das Versammlungsrecht wird bei Demonstrationen oder Kundgebungen 
geltend gemacht. Eine solche Versammlung wird mitdefiniert durch Transparente, 
Spruchbänder, Handschilder, Flugblätter, Redebeiträge, Sprechchöre oder ähnli­
ches, da hierdurch eine politische Forderung oder ein ausdrücklicher Widerstand 
sichtbar wird. 

Eine Versammlung bedarf zwar keiner Genehmigung, sie muss aber nach 
§ 14 Versammlungsgesetz (VersammlG) mindestens 48 Stunden zuvor bei der ört­
lichen Versammlungsbehörde angemeldet werden (in der Regel bei den Kreispo­
lizeibehörden, in einzelnen Ländern ist dies anders geregelt). Wer eine Versamm­
lung anmeldet, muss den Grund dafür und eine verantwortliche Person nennen. 
Dies gilt sowohl für eine Großdemonstration als auch für das Verteilen von (nicht 
kommerziellen, meinungsbildenden) Flugblättern. Da die Versammlungsfreiheit 
jedoch als sehr wichtig eingestuft wird, sind auch spontane Versammlungen 
möglich. Das geht, wenn die Versammlung eine Reaktion auf ein Ereignis ist, das 
weniger als 48 Stunden zurück liegt, und deshalb keine rechtzeitige Anmeldung 
mehr möglich ist. 
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veranstaltungen
 

Eine Veranstaltung ist ein geplantes Ereignis, das ein klares Ziel verfolgt und meist 
eine bestimmte Programmabfolge hat. Veranstaltungen können kommerziell, 
sportlich oder kulturell motiviert sein. Die wichtigste Frage bei einer Veranstaltung 
ist, ob sie privat oder öffentlich ist. Denn danach richten sich viele Bestimmungen 
und davon hängt auch ab, ob die Veranstaltung selbst, der Barbetrieb oder das 
Abspielen von Musik von den Behörden genehmigt werden muss. Doch was gilt 
als eine private und was als eine öffentliche Veranstaltung? 

private veranstaltungen 
Ein Picknick im Park, eine kleine Gartenparty oder ein Vereinsfest auf einem Ver­
einsgelände gelten als private Veranstaltungen, sofern die Gäste direkt eingela­
den sind oder anderweitig persönlich miteinander verbunden sind. Solche „priva­
ten Veranstaltungen im Freien” sind ohne behördliche Erlaubnis möglich, solange 
dadurch niemand gestört wird. 

öFFentliche veranstaltungen 
Öffentliche Veranstaltungen unter freiem Himmel, wie Straßenfeste, Festivals, 
Flohmärkte oder andere für die Allgemeinheit zugängliche Anlässe, sind etwas 
anspruchsvoller in der Vorbereitung. Grundsätzlich gilt es bei öffentlichen Ver­
anstaltungen zu prüfen, ob eine Beschallungserlaubnis (→ S.86), eine Ausschan­
kerlaubnis (→ S.90) oder die Anmeldung bei der GEMA (→ S.89) zur Klärung der 
Aufführungs- und Vervielfältigungsrechte notwendig sind. Auch wer eine Bühne 
oder einen Stand aufbaut, muss die entsprechenden Vorschriften einhalten und 
gegebenenfalls Genehmigungen einholen. Außerdem muss in jedem Fall der Ju­
gendschutz (→ S.91) gewährleistet sein. Zunächst wird für öffentliche Veranstaltun­
gen jedoch eine Erlaubnis für die Nutzung der Fläche benötigt. 

Für eine öffentliche Veranstaltung auf einem Privatgelände muss also der 
Grundstückseigentümer zustimmen – am besten schriftlich in Form eines Vertrags. 
Bei Veranstaltungen ab 200 Personen ist die länderspezifische Versammlungsstät­
tenverordnung (VStättVO) zu beachten, denn daraus können sich weitere Anfor­
derungen an Rettungswege oder den Brandschutz ergeben. 



 

 

 

 

Für eine öffentliche Veranstaltung im öffentlichen Raum, also auf öffentli­
chen Straßen, Plätzen oder Grünflächen, ist beim Ordnungsamt eine „Sonder­
nutzungserlaubnis für die Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrs- oder Grün­
flächen” zu beantragen. Diese wird oft auch einfach Veranstaltungserlaubnis 
genannt. Manche Städte stellen online ein Antragsformular zur Verfügung, das 
oft sogar als Sammelformular für einen Beschallungs-, Ausschank- und Sondernut­
zungsantrag dient. 

A c htun g Auch wenn keine behördlichen Genehmigungen notwendig sind, empfiehlt es sich, 
die Veranstaltung vorab bei der Polizei anzukündigen und einen Ansprechpartner anzugeben. 
So weiß die Polizei Bescheid, kann sich darauf einstellen und muss bei Beschwerden nicht direkt 
ausrücken. 

E XKuRS        Hinterhof-Flohmärkte 

Einfach und unbürokratisch 
In immer mehr Stadtvierteln öffnen die Bewohner ihre Innenhöfe und laden dazu ein, Kel­
ler oder Speicher zu entrümpeln, neue Lieblingsstücke, Preziosen und Unikate zu ergattern, 
selbstgemachte Kuchen oder Limonade zu probieren und Musik zu hören und zu tanzen. Ne­
ben der Gelegenheit, neue Schätze zu entdecken, besteht auch die Möglichkeit, in andere 
Höfe hineinzuschnuppern und neue oder alte Nachbarn kennenzulernen. Hofflohmärkte sind 
einfach und unbürokratisch zu organisieren. Denn anstatt beim zuständigen Amt eine Sonder­
nutzungsgenehmigung für eine öffentliche Fläche einzuholen, wird ganz einfach der Hausei­
gentümer oder die Hausverwaltung um Erlaubnis gefragt. Plakate oder Flyer im Hofeingang 
oder im Treppenhaus sorgen dafür, dass auch Dritte vom geplanten Nachbarschaftstag erfah­
ren. Kleine Ankündigungen in der näheren Umgebung werden ebenfalls geduldet, solange 
sie nicht gegen die allgemeinen Regeln verstoßen (z. B. wichtige Verkehrsschilder verdecken). 
Und vielleicht lassen sich ja sogar noch mehr Hausgemeinschaften motivieren, mitzumachen. 
Schon entsteht ein großes Hinterhofnetzwerk, in dem die Besucher eingeladen sind, auf Ent­
deckungstour zu gehen. 

So geht´s 
Vergesst nicht, die Zustimmung des Hauseigentümers einzuholen. » Die Flohmarktstände soll­
ten nur im Hof sein und nicht auf dem öffentlichem Gehweg. » Beachtet den Lärmschutz und 
die Ruhezeiten. » Informiert Anwohner rechtzeitig und ladet sie ein. » Aufräumen gehört auch 
zum Flohmarkt dazu: Was nicht in die Tonnen passt, sollte mitgenommen werden. » Eingangs­
schild macht auf den Flohmarkt aufmerksam." 
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die veranstaltungserlaubnis 
Ein Antrag auf Veranstaltungserlaubnis ist in der Regel zwei Monate vor Beginn 
der Veranstaltung beim Ordnungsamt (→ S.35) einzureichen. Die Fristen sind von 
Ort zu Ort unterschiedlich. Manchmal reichen auch zwei Wochen aus, aber es 
empfiehlt sich, für die Bearbeitung der Anträge, Rückfragen und die Beschaffung 
zusätzlicher Unterlagen genug Zeit einzuplanen. Anträge sollten in schriftlicher 
Form (per Post) oder in Textform (per E-Mail) eingehen. Oft werden dafür Formu­
lare bereit gestellt - ansonsten reicht ein formloser Antrag, der folgende Punkte 
umfasst: 

VoRL AGE        Antrag auf Veranstaltungserlaubnis 

AnTRAGSTELLER: Kontaktdaten des Veranstalters 

KonTAKT VoR oRT: Name und Handynummer 

nAME: Name der Veranstaltung 

ART DER 
VERAnSTALTunG: 

kommerziell oder nicht-kommerziell? Für kommerzielle Veran­
staltungen werden je nach geschätzter Besucherzahl Sonder­
nutzungsgebühren fällig. 

VERAnSTALTunGS­
oRT: 

» genaue Adresse des Veranstaltungsortes 
» ggf. Zustimmung des Grundstückseigentümers 
» Lage und Umgebung, Situation mit den Nachbarn, 

Erreichbarkeit durch öffentlichen Verkehr, Parkplätze, 
Zufahrtswege 

» Geländeplan mit eingezeichneten Aufbauten, Zugängen, 
Fluchtwegen, Zufahrten für Versorgung, Polizei, Feuerwehr, 
Notarzt etc. 

DATuM, uHRZEIT, 
BEGInn unD EnDE 
DER VERAnSTAL-
TunG: 

» Veranstaltungen über 22 Uhr hinaus sind schwieriger zu 
genehmigen, weil sie in die Nachtzeit fallen. 

» Auf- und Abbauzeiten einplanen. Ein Abbau ist auch nach 
Ende der Genehmigung möglich. 

PRoGRAMM: Ablauf der Veranstaltung 
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VoRL AGE        Antrag auf Veranstaltungserlaubnis 

BESuCHERZAHL: Die geschätzte Anzahl der Besucher 

AuFBAuTEn: » Was soll (auf-)gebaut werden? 
(Bühnen, Tribünen, Stände, Bars, Zelte etc.) 

» Falls vorhanden: Pläne, Statik oder Genehmigungen 
für die Aufbauten beilegen 

BESCHALLunG: » Art der Beschallungsanlage? Wann wird Musik gespielt? 
» Das Einzeichnen der Boxen und ihrer Ausrichtung im Lage-    

plan kann den Genehmigungsprozess beschleunigen 

SICHERHEIT: » Lageplan mit Fluchtwegen, Zufahrtswegen etc. 
» Nachweis einer Haftpflichtversicherung 

Aufl agen oder Aufl agen zur Veranstaltungserlaubnis 

Anträge werden oft nur unter bestimmten Auflagen genehmigt. Gängige Aufla­
gen sind: 

Das Bereitstellen von Toiletten (Veranstalterfaustregel: mindestens eine Toilet­
te für 50 Personen). 

Eine geregelte Müllentsorgung (Müllcontainer mindestens fünf Tage vorher bei 
der Stadtreinigung oder einem privaten Entsorgungsunternehmen bestellen). 

Zufahrtswege für Feuerwehr und Sanitäter müssen zu jedem Zeitpunkt frei 
bleiben, bei großen Veranstaltungen sind sogar auf eigene Kosten Sanitäter 
vor Ort zu stationieren. 

Das Einhalten von Brandschutzregelungen, die unbedingt erfüllt und eingehal­
ten werden müssen. 

Falls durch die Veranstaltung der Verkehr behindert oder die gesamte Straße 
benutzt werden soll, muss eine entsprechende Genehmigung beim Straßen-
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verkehrsamt beantragt werden und gegebenenfalls ein Verkehrskonzept zur 
Umleitung des Verkehrs erstellt werden. 

Je nach Art und Größe der Veranstaltung kann ein Sicherheitskonzept mit 
Flucht- und Rettungswegen sowie Regelungen zum Brandschutz zur Vorlage 
bei Polizei und Feuerwehr verlangt werden. 

A c htu n g Bei allen Veranstaltungen sollte unbedingt ein Team benannt werden, das für die 
Sicherheit verantwortlich ist und im Notfall weiß, was zu tun ist. Bei größeren Veranstaltungen 
kann sich ein professioneller und erfahrener Sicherheitsdienst als guter Partner erweisen. 

EXKuRS        Spontanpartys 

Manche Städte stellen ihren Bürgern zum Feiern geeignete Flächen zur Verfügung. In Halle bei­
spielsweise ist es an acht eigens dafür ausgewiesenen Orten im Freien möglich, ohne weiteren 
Genehmigungsaufwand eine Spontanparty zu feiern. Sie muss einfach 24 Stunden vor Beginn 
bei der Polizei gemeldet werden. Ein ähnliches Modell gibt es in Bremen und auch weitere 
Stadtverwaltungen erwägen diese Möglichkeit. Dies schränkt die Ortswahl zwar ein, dafür ist 
eine Anmeldung sehr unkompliziert und ohne lange Vorlaufzeit möglich. Im Internet stellen ei­
nige Städte auch Veranstaltungsleitfäden zum Download bereit. Hier werden alle notwendigen 
Schritte erklärt und oft findet ihr hier die Kontaktdaten des richtigen Ansprechpartners vor Ort. 
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lärmschutz und lärmbelästigung 

Von 22 Uhr bis 6 Uhr gilt in Deutschland die offizielle Nachtruhe und auch an Sonn­
tagen oder gesetzlichen Feiertagen darf diese Ruhe nicht gestört werden. Das 
Ordnungsamt (→ S.33) kann diese Sperrzeiten allerdings aus besonderem Anlass 
oder bei einem besonderen öffentlichen Interesse ganz oder teilweise aufheben. 
Eine solche Ausnahmezulassung (oft auch „Beschallungserlaubnis” genannt) ist 
gemäß Landes-Immissionsschutzgesetz (L-ImSchG) einzuholen, wenn unbeteiligte 
Personen durch störende Geräusche erheblich belästigt werden könnten oder es 
während der Ruhezeiten zu Lärm kommen sollte. 

Ein wichtiger Faktor bei der Beurteilung von Lärm ist die Nutzung des umliegen­
den Gebietes: In Industrie- oder Gewerbegebieten sind grundsätzlich höhere 
Lärmpegel akzeptiert als in Misch- und Wohngebieten. 

E XKuRS        Kopfhörerdisco 

Wer sich den Antrag auf Beschallungserlaubnis sparen möchte, kann auch eine Kopfhörerdisco 
veranstalten. Anstatt eines Lautsprechersystems wird die Musik über einen Minisender an die 
drahtlosen Kopfhörer der Gäste gesendet. Dieser FM-Transmitter sendet ein beliebiges Au­
diosignal im Umfeld einer Radiofrequenz (UKW). Das kann auch für Außenstehende sehr lustig 
sein, wenn auf diese Weise eine Gruppe Menschen lautlos im Gleichtakt tanzt. 

die beschallungserlaubnis 
Wenn ihr auf eurer Veranstaltung laut werden möchtet und Unbeteiligte voraus­
sichtlich erheblich belästigt werden, benötigt ihr dafür eine Genehmigung. Ein 
Antrag auf Ausnahmezulassung von den Lärmschutzvorschriften (z. B. die Zulas­
sung von Tongeräten) muss rechtzeitig beim Ordnungsamt eingereicht werden. 
Bei der Genehmigungserteilung berücksichtigen die Behörden alle Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls wie sie im Antrag dargelegt werden und treffen daraufhin 
eine Entscheidung nach Ermessen (→ S.31). Eine daraufhin erteilte Beschallungs­
erlaubnis kostet in der Regel Geld. Sie wird befristet erteilt und ist meist mit Be­
dingungen und Auflagen verbunden, z. B. mit Richtwerten für die maximal zuge­
lassene Lautstärke. 
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VoRL AGE          Antrag auf Beschallungserlaubnis 

VERAnSTALTunG: Name und Beschreibung des Vorhabens 

AnTRAGSTELLER: Name und Kontakt (Handynummer) 

ZEITRAuM: » Genaue Veranstaltungszeiten 
» Zeitraum des Soundchecks 
» Zeitraum von Auf- und Abbau (Lärm und Lieferverkehr) 

STAnDoRT: » Art der Fläche (Freifläche / Grünfläche?) 
» Lagebeschreibung 
» Entfernung zu den Anwohnern (potentielle Lärmbelästigung) 

BESCHALLunG: » Auflistung der Lärmquellen inklusive genaue Bezeichnung 
und technische Angaben zu den Geräten 

» Ausrichtung der Beschallung 
(eventuell Lageplan und Bühnenskizze) 

LäRMSCHuTZ: Beschreibung der Lärmschutzmaßnahmen 

BESuCHER: Geschätzte Anzahl der Besucher / Zuschauer 

BEGRÜnDunG: Gute Argumente für eure Veranstaltung sind: 
» Es besteht ein „öffentliches Bedürfnis”, so dass der Anlass
   von der Bevölkerung akzeptiert oder sogar gewünscht wird. 
» Die Veranstaltung bezieht sich auf historische, kulturelle 

oder sportliche Umstände. 
» Der Anlass baut auf einer lokalen Tradition auf oder ist in 
   anderer Weise von besonderer Bedeutung für das Land oder
 das lokale Gemeinschaftsleben. 

A c htu n g Für kleine private Veranstaltungen wird keine Beschallungserlaubnis erteilt. Umso 
wichtiger wird es, nach 22 Uhr die Musik leiser zu drehen oder die Nachbarn persönlich zum 
Fest einzuladen. Das kann Ärger vermeiden. 
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abbruch der veranstaltung 
Eine Veranstaltung kann von der Ordnungsbehörde bzw. der Polizei abgebrochen 
werden, wenn bestimmte Auflagen oder Vorschriften nicht eingehalten werden 
(z. B. Lärmschutz) oder wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung (→ S.33) ge­
fährdet ist. Es empfiehlt sich, alle Genehmigungen, Bestätigungen oder Verträge 
mit Grundstückseigentümern (in Kopie) immer dabei zu haben und im Zweifelsfall 
vorzuzeigen. 

Bei Lärmbeschwerden von Nachbarn entscheidet der (Polizei-) Beamte vor Ort, 
ob die Veranstaltung abgebrochen wird oder nicht. Hier gilt es Überzeugungsar­
beit zu leisten. Im Zweifelsfall helfen auch vom Veranstalter selbständig geführte 
Messprotokolle, die nachweisen, dass die (in der Beschallungserlaubnis vorgege­
benen) Richtwerte eingehalten wurden. 

VoRLAGE        Messprotokolle 

Messprotokolle müssen folgende Informationen enthalten: 

» Name der Veranstaltung, Ort, Datum/Zeitpunkt/Dauer der Veranstaltung, Name 
des Veranstalters und des Verfassers des Protokolls (mit Unterschrift), Art und 
Ausrichtung der Lärmquelle (Musikanlage) 

» Verwendete Dezibel-Messgeräte (oder entsprechende Apps für das Smartphone) 
» Mehrere Messwerte, inklusive Zeitpunkt und Ort der Messungen (z. B. 0,5 m 

vor dem Fenster der am nächsten liegenden Wohnbebauung), bestenfalls auch eine  
Auswertung mit mittlerem und maximalem Lärmpegel während der gesamten 
Messzeit. 
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rechte auF bild und tOn
 

Die GEMA ist die Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte, die musikalische Werke derjenigen Urheber schützt, die 
bei der GEMA eingetragen sind. Bei öffentlichen Veranstaltungen, auf denen von 
der GEMA geschützte Musiktitel abgespielt werden, muss die Veranstaltung bei 
der GEMA angemeldet und ein kleiner Betrag entrichtet werden. Ein Teil dieses 
Betrages geht an die Musiker. Alle nötigen Infos sowie Formulare zur Anmeldung 
gibt es auf www.gema.de. Die GEMA beschäftigt sich nur mit Musik. Wenn Filme 
gezeigt werden, gilt es, beim Urheber oder beim Vertrieb der Filme die Vorführ­
rechte einzuholen. [§ 15 Abs. 3 Urhebergesetz (UrhG), Allgemeines] 

Bei privaten Veranstaltungen, bei denen die Gäste direkt eingeladen sind und 
Fremde keinen Zutritt haben muss keine GEMA Anmeldung erfolgen. Ihr solltet 
aber nachweisen können, dass es sich um eine private Veranstaltung handelt. Eine 
andere Möglichkeit, sich nicht um Lizenzen zu kümmern, sind Livekonzerte von 
Musikern, die ihre eigene Musik spielen. Außerdem gibt es auch Filme und Musik, 
die von ihren Urhebern (meist nur für unkommerzielle Zwecke) zur kostenlosen 
Nutzung freigegeben werden. 

A c htu n g Sucht nach Werken mit den freien, nicht kommerziell einsetzbaren CC-Lizenzen (crea­
tivecommons.org). Hier ist keine Vergütung zu leisten. 

EXKuRS        open Call an Filmemacher 

Ein Open Call – also ein Aufruf an Musiker, Filmemacher oder andere Künstler, ihre Werke ein­
zureichen – schlägt zwei Fliegen mit einer Klappe: Durch eine Verbreitung im Netz, auf Flyern 
und Aushängen an der Uni, in Cafés oder Nachbarschaftszentren macht ihr auf euer Projekt 
aufmerksam. Gleichzeitig müsst ihr auf diese Weise nicht extra anderswo die Vorführrechte 
für das gezeigte Material einholen. Achtet darauf, dass die Einreichenden eine Erklärung zu 
den Vorführrechten unterschreiben, die euch mit der Einsendung des Materials das Recht zur 
einmaligen nicht-kommerziellen Vorführung gewährt. 
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ausschankgenehmigung
 

Werden bei einer einmaligen öffentlichen Veranstaltung alkoholische Getränke 
verkauft, wird eine Ausschankgenehmigung benötigt: Dies nennt man eine „ein­
malige Gestattung aus besonderem Anlass". [§ 12 Gaststättengesetz (GastG), Ge­
stattung] 

A c htun g Falls nur alkoholfreie Getränke oder bloß unentgeltliche Kostproben – gegen freiwil­
lige Spende – ausgeschenkt werden, bedarf es keiner Ausschankgenehmigung. (Siehe § 2 Abs. 
2 Gaststättengesetz (GastG), Erlaubnis). 

Eine Genehmigung wird bei der zuständigen Behörde, also beim Landkreis, bei 
der Gemeinde- oder bei der Stadtverwaltung beantragt. Antragsteller ist grund­
sätzlich, wer die gastronomische Leistung erbringt – dies kann auch ein Verein 
sein. Die Auflagen der Genehmigung und die Gebühren hängen von Umfang 
und Dauer der Veranstaltung ab. Die Genehmigung wird für einen bestimmten 
Ort und für bestimmte Betriebszeiten auf Widerruf erteilt. Einfacher wäre es, den 
Verkauf von Getränken an einen Caterer oder lokalen Anbieter abzugeben, der 
als Reisegewerbe registriert ist und damit Alkohol ausschenken darf. [§ 1 Abs. 2 
GastG, Gastgewerbe] 

Werden Speisen oder offene Drinks zubereitet und öffentlich verkauft, so wird zu­
sätzlich eine Bescheinigung vom Gesundheitsamt erforderlich. Diese gibt es dort 
ohne bürokratischen Aufwand. Sie kostet ca. 20 Euro und beinhaltet die dafür 
notwendige Schulung für den Umgang mit Lebensmitteln, die meist in Form eines 
kurzen Films durchgeführt wird. [§§ 43 - 42 Infektionsschutzgesetzes (IfSG)] 

A c htun g Sobald ihr mit der Veranstaltung einen finanziellen Gewinn erzielt, müsst ihr diesen 
versteuern. Dies gilt z. B. dann, wenn durch fixe Preise für Eintrittskarten oder Getränke mehr 
Geld eingenommen wird, als für die Deckung der Kosten benötigt wird. Außerdem muss bei 
regelmäßigen, gewinnorientierten Veranstaltungen ein Gewerbe angemeldet werden. 



 EXKuRS        Jugendschutz 

Veranstalter sind dazu verpflichtet, Kinder und Jugendliche vor Alkohol, Tabak und anderen 
Suchtmitteln zu schützen. Das korrekte Verhalten ist im Jugendschutzgesetz (JuSchG) nachzu­
lesen. Grundsätzlich kann der Jugendschutz durch Einlassbedingungen (z. B. ab 18 für Alkohol-
verkauf) oder Ausweiskontrollen an der Bar gewährleistet werden. Außerdem sollten die Vor­
schriften gut sichtbar im Eingangsbereich und bei der Bar aufgehängt werden. Ab Mitternacht 
herrscht generelles Ausgehverbot für Jugendliche, das nur durch die Anwesenheit von Eltern 
oder Erziehungsberechtigten aufgehoben werden kann. Verstöße gegen die Jugendschutzbe­
stimmungen ahndet die Polizei streng.  
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TA N Z WI E S E 

spOntanparty in einem städtischen zWischenraum  
Eine verwilderte Baulücke mitten in der Stadt oder eine Fläche unter einer Brücke  
am Fluss eignen sich bestens als Treffpunkt für Tanzbegeisterte. Inmitten hoher  
Gräser oder zwischen den Betonpfeilern einer Brücke könnt ihr Baldachine auf­
spannen und aus Paletten eine Bühne, ein DJ-Pult oder Buden für Essen und  
Getränke bauen. In den Bäumen flattern bunte Fähnchen im Wind. So beginnt ein   
unvergessliches Sommerfest in magischem Ambiente. Mit einem Lastenfahrrad  
könnt ihr die Musikanlage und einen Generator zur Stromerzeugung anliefern.  
Befreundete DJs spielen Musik und Visuals, die auf die kahle Mauer im Hinter­
grund projiziert werden und auch nach Einbruch der Dunkelheit für farbige Ak­
zente sorgen.  



sO geht’s 

Sucht eine Location möglichst abseits von lärmempfindlicher Umgebung
(z.B. Wohnbauten, ein Naturschutzgebiet etc.). 

Ist die Fläche Eigentum von Privatpersonen, müsst ihr den Eigentümer ausfin­
dig machen und ihn um Erlaubnis fragen. 

Bei öffentlichen Flächen kann eine Sondernutzungsgenehmigung beantragt
werden.             

Falls mit Lärmbeschwerden zu rechnen ist, beantragt vorab eine Beschallungs­
erlaubnis. 

Schließt eine Veranstaltungshaftpflichtversicherung ab.                                       

Vergesst nicht, die Rechte für Bild und Ton einzuholen (GEMA oder Vorführ
rechte). 

Erzählt von eurem Fest: Einladungen verbreiten sich super via SMS oder in den 
sozialen Medien. 

Erstellt einen Ablaufplan, um Unklarheiten und Diskussionen vor Ort zu ver
meiden: Wer ist wann für Aufbau, Soundcheck, Musik, Bar, Sicherheit, Lärm­
pegelmessung, Aufräumen und Abbau zuständig? Wer ist Ansprechpartner für 
Polizei, Ordnungsamt, Anwohner? 

Erstellt eine Packliste: Werkzeug, Schreibmaterial, Generator, Soundanlage, 
Mülltüten, Klebeband und ein Erste Hilfe-Kit gehören zur Grundausstattung. 

Säubert und sichert die Fläche: Beseitigt Verletzungsgefahren, sperrt Stellen 
mit Absturzgefahr ab, sichert Aufbauten und Aufhängungen gut, haltet Flucht­
wege frei und markiert diese 

Schildert die Wege für die Gäste aus und verteilt Flyer mit eurer Kontaktnum­
mer in der Nachbarschaft. 

 

 

­

­



 

 

Dekoriert und möbliert die Fläche, baut ein DJ-Pult und eine Bar, organisiert 
einen Generator und eine Musikanlage. 

Respektiert und schützt Natur und Umwelt: Verteilt Aschenbecher und Müll-
säcke, vermeidet Wildpinkeln, sammelt am Ende allen Müll und entsorgt ihn. 

Gebt an der Bar nur geschlossene Getränke (in Dosen und Flaschen) oder Ge­
tränke gegen Spende aus. So benötigt ihr keine Ausschan-kerlaubnis. 

ta k ti k 

Strom 
Wenn es keine unmittelbaren Nachbarn gibt, die man um Strom bitten kann, muss 
ein Generator her. Beachtet dabei, dass der Generator den Anlagenbedarf de­
cken muss und stellt den Generator unbedingt in eine Wanne (Blech oder Plastik) 
oder legt saugfähiges Material darunter, weil das Benzin auslaufen kann. Im bes­
ten Fall besorgt ihr gleich zwei Generatoren und baut für die Musik und für die Be­
leuchtung (v. a. auch für eine Notfallbeleuchtung) zwei unabhängige Stromkreise. 
Alternativ könnte man auch ein Fahrrad treten, an dessen Kette ein Converter an­
geschlossen ist, der aus Muskelkraft Strom erzeugt. Bauanleitungen für Tretstrom 
gibt es im Internet. In jedem Fall solltet ihr für den Abbau oder für einen Notfall 
für ausreichend Lichtquellen und Taschenlampen sorgen. 

Elektronisch verstärkte Musik 
Um nicht direkt in Konflikt mit Nachbarn oder Passanten zu geraten, gibt es ei­
nige Tricks, die Emmission zu reduzieren. Der Schall wird weniger weit getragen, 
wenn die Lautsprecherboxen leicht gegen den Boden geneigt und in Gegen­
richtung der nächsten Wohnbebauung ausgerichtet werden. Wasser trägt den 
Schall besonders gut. Mit Dezibel-Messgeräten (oder entsprechenden Apps fürs 
Smartphone) lässt sich der Lärmpegel messen. Um die Lautstärke im akzeptablen 
Rahmen zu halten, könnt ihr die gewünschte Lautstärkenstufe am Regler der Mu­
sikanlage mit Klebeband fixieren, damit auch bei wechselnden DJs der maximale 
Pegel eingehalten wird. Unverbindliche Richtwerte des Lärmpegels betragen di­



Notizen: 

rekt an den Boxen maximal 103 dB und 0,5 m vor dem geöffneten Fenster des 
nächstliegenden Anwohners maximal 45 dB. Erkundigt euch, um sicherzugehen, 
bei der Gemeinde nach den jeweiligen Richtwerten. 



 

 
 

 

 

 

 
 
 

räume sichern
 
Erfahrene Stadtmacher wissen: Die Sicherheit aller 
Beteiligten hat höchste Priorität! Denn aller Spaß ist 
schnell vorbei, wenn sich jemand verletzt oder 
verunglückt. ähnliches gilt, wenn Hab und Gut eines 
unbeteiligten beschädigt werden. Auch ein 
schlechter Ruf oder Schadenersatzansprüche können 
dem neu entstandenen Freiraum ein schnelles 
Ende setzen. Wollt ihr eure Idee also in die Tat um­
setzen, dann übernehmt von Anfang an Verantwor­
tung, kommt eurer Verkehrssicherungspflicht 
nach und versucht, alle Gefahrenquellen rechtzei­
tig zu entdecken und zu beseitigen. Wer haftet im 
Ernstfall? Sind die Verantwortlichen versichert? 
Diese Fragen spielen auch bei Vertragsabschlüssen 
(z. B. Pachtverträgen) oder Genehmigungsverfahren 
(z. B. für Veranstaltungen) eine wichtige Rolle. 

» Verkehrssicherungspflicht 
» Haftung 
» Versicherungen 
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die verkehrssicherungspFlicht
 

Die Verkehrssicherungspflicht besagt: Wer ein Grundstück oder Gebäude ande­
ren zugänglich macht oder eine Nutzung duldet, muss dafür sorgen, dass diese 
keine Schäden durch vorhersehbare Gefahren erleiden. Zudem muss das Grund­
stück oder Gebäude verkehrssicher nutzbar und zugänglich sein. Hierzu kann je 
nach Stadt und Gemeinde auch gehören, die angrenzenden Straßen und Gehwe­
ge so zu unterhalten, dass sie gefahrlos passierbar sind bzw. dass vom Grundstück 
aus keine Gefahren für die öffentlichen Verkehrsflächen ausgehen (Sicherung von 
Baugruben, die an Gehwege grenzen, keine lockeren oder losen Bauteile an Ge­
bäuden und durch das Erfüllen der Streupflicht im Winter). Das heißt, jeder Eigen­
tümer hat die Pflicht, alle Gefahrenquellen auf seinem Grundstück zu beseitigen 
und regelmäßig zu kontrollieren. Manche Eigentümer riegeln darum ungenutzte 
Grundstücke ab und geben sie aus Sicherheitsgründen ungern für eine Zwischen­
nutzung frei. Denn Eigentümer fürchten, für Schäden haften zu müssen, die durch 
die Nutzung des Grundstücks durch andere entstehen. Diese Angst kann ihnen 
genommen werden, indem Haftungsausschlüsse oder Haftungsübernahmen ver­
traglich geregelt werden, so dass ganz klar ist, wer für was verantwortlich ist. 
[§ 823 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), Schadensersatzpflicht – dieser Paragraph 
wird oft auch synonym für die Verkehrssicherungspflicht zitiert.) 

Auch wenn der Grundstückseigentümer die Verkehrssicherungspflicht weitge­
hend auf die Nutzer übertragen kann, bleibt er verpflichtet, die ordnungsge­
mäße Verkehrssicherung regelmäßig zu überprüfen. Er kann aber nur haftbar 
gemacht werden, wenn er nachweisbar Schuld am Schaden trägt, weil er sei­
ne Sorgfaltspflicht (→ S.101) durch fahrlässiges Handeln (→ S.101) verletzt hat. 
Wenn sich Eigentümer und Stadtmacher gut absprechen, Versicherungsschutz 
besteht und Gefahren vermieden werden, können bestehende Ängste auf ein 
Minimum reduziert werden. [§§ 836 - 838 BGB, Haftung der Grundstücks- und 
Gebäudebesitzer] 

Neben der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht aus § 823 Abs. 1 BGB, beschrei­
ben die §§ 836 - 838 BGB eine verschärfte Haftung für Grundstücksbesitzer [§ 
836 BGB], Gebäudebesitzer [§ 837 BGB] und Gebäudeunterhaltspflichtige [Son­
derfälle in § 838 BGB]. Gebäudeunterhaltspflichtiger ist, wer die Unterhaltung 
für den Besitzer durch einen Vertrag übernommen hat oder wer auf Grund eines 
Nutzungsrechts ein Gebäude oder Werk unterhalten muss. Gerade bei der Ent­
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wicklung eines eigenen Freiraums ist außerdem der § 838 BGB zur Haftung des 
Gebäudeunterhaltspflichtigen zu nennen: 

„Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mit einem Grundstück ver­
bundenen Werkes für den Besitzer übernimmt oder das Gebäude oder das 
Werk vermöge eines ihm zustehenden Nutzungsrechts zu unterhalten hat, ist 
für den durch den Einsturz oder die Ablösung von Teilen verursachten Schaden 
in gleicher Weise verantwortlich wie der Besitzer.” [§ 838 BGB, Haftung des 
Gebäudeunterhaltungspflichtigen] 

Als Werke werden hier bauliche Anlagen auf einem Grundstück betitelt, die einen 
bestimmten Zweck erfüllen - wie ein Zaun, eine Laterne oder ein Klettergerüst für 
Kinder. Der Gebäudeunterhaltspflichtige haftet dann nicht für Schäden, wenn er 
auf seinem Grundstück die erforderliche Sorgfalt beachtet hat, Gefahrenquellen 
beseitigt hat und dies auch belegen kann. 

A c htu n g Sofern ein Eigentümer – was sehr selten ist – bereit ist, die Verkehrssicherungspflicht 
eures Projektes zu tragen, ist es sinnvoll, dieses Angebot anzunehmen (außer  damit sind unan­
nehmbare Bedingungen verbunden). In fast allen Fällen wird es aber so sein, dass der Eigentü­
mer die Verkehrssicherungspflicht – soweit möglich – an euch abtritt. 



MÖGLICHE GEFAHREnQuELLEn 

Gegebenheiten auf der Fläche: 
»  Schnee und Eis 
»  Kranke Bäume und morsche Äste, 
 die herabstürzen können 
» Gruben, Öffnungen 
»  Spitze und scharfkantige 

Gegenstände 
Vom nutzer geschaffene  
bauliche Anlagen: 
»  Ungesicherte Elektro-, Gas-,  
 Wasser- und Heizungsleitungen 
»  Nicht ausreichend ausgeleuchtete 

Flächen 
» Fehlende Absturzsicherungen 
 und Brüstungen 
»  Verletzungsgefahr durch mangelnde 

Standsicherheit 
»  Mangelnder Brandschutz  
 (Fluchtwege, Feuerlöscher etc.)... 

BEISPIELE ZuR GEFAHREnABWEHR 

»  Winterdienst: Schneeschaufel, 
 Streusalz, Behälter... 
»  Brandschutz: Feuerlöscher,   
 Brandwache, Fluchtwege... 
»  Standsicherheit: Begehung mit 
 Baubehörde, Plan zur Statik... 
»  Absturzsicherung: Brüstungen/ 

Geländer/Abdeckungen... 
»  Sicherung vor 
 Verletzungsgefahren: 
 Absperrungen, Hinweisschilder... 
»  Sanitätsdienst: Erste Hilfe-Kasten, 
 Erste Hilfe-Kurse... 
»  Sicherheitsdienst:    
 Kontrolle von Gefahrenquellen,  
 Veranstaltungswache... 
»  Licht:      
 Ausleuchten von dunklen Ecken... 

A c htun g Geht beim Ermitteln und Bewerten potenzieller Risiken nicht vom verständigen und 
vernünftigen Besucher aus. Vielmehr sind auch unüberlegte Verhaltensweisen mitzuberücksich­
tigen, um den von euch eröffneten Raum so zu gestalten, dass Besucher nicht zu Schaden 
kommen. 

E XKuRS        Begehungsprotokolle – Sicherheit für beide Seiten 

Das Führen von Begehungsprotokollen sichert euch im Schadensfall ab. Dokumentiert von 
Anfang an regelmäßig alle möglichen Gefahrenquellen auf eurem Gelände (schriftlich und mit 
Fotos). Überlegt euch, wie ihr diese Stellen absichern könnt, damit sich niemand verletzt und 
keine Sachschäden entstehen. Setzt diese Maßnahmen in die Tat um und dokumentiert die 
gesicherten Stellen. Können bestimmte Gefahren nicht behoben werden, so gilt es direkt und 
konkret darauf hinzuweisen – allgemeine Hinweise wie „Betreten auf eigene Gefahr” machen 
die Besucher zwar aufmerksam, bieten euch jedoch keine umfängliche rechtliche Absicherung. 
Diese Protokolle solltet ihr gut aufheben, denn damit könnt ihr im Schadensfall leichter nach­
weisen, dass ihr eure Verkehrssicherungspflicht ordnungsgemäß erfüllt habt. Bei der Nutzung 
öffentlicher Flächen können regelmäßige Begehungsprotokolle sogar eine Auflage für die Ge­
nehmigung sein. 
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A c htu n g Euer Verständnis für mögliche Gefahren und euer verantwortungsvoller Umgang mit 
der Fläche können ausschlaggebend für grünes Licht von der Verwaltung oder für den Vertrag­
sabschluss mit dem Grundstückseigentümer sein. 

haFtung und Fahrlässiges handeln 
Haftpflicht meint die Pflicht, für das eigene Tun oder Nicht-Tun Verantwortung zu 
übernehmen, wenn Personen oder Sachen dadurch zu Schaden gekommen sind. 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig einen Schaden verursacht, haftet für diesen und 
muss für ihn aufkommen. Da Fehler und entsprechende Schäden oft nicht rück­
gängig gemacht werden können, steht man also in der Pflicht, die geschädigte 
Person durch Schadensersatzleistungen zu „entschädigen”. [§ 823 BGB, Schaden­
ersatzpflicht] 

Fahrlässig handelt eine Person, die die erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt, 
also ihre Sorgfaltspflicht nicht erfüllt. Die Sorgfaltspflicht beschreibt die Pflicht, 
alles Mögliche zu tun, um Gefahren und Risiken für sich und andere Lebewesen 
zu vermeiden. Fahrlässigkeit wird objektiv daran gemessen, wie viel Voraussicht 
von einem verantwortungsvollen Menschen erwartet werden kann, und daran, wie 
eine andere verständige Person in derselben Situation gehandelt hätte. Fahrläs­
sigkeit besteht, wenn der Schaden zwar nicht willentlich herbeigeführt wird, der 
Schaden jedoch vorhersehbar und somit zu vermeiden war. Ein Grundstückseigen­
tümer handelt z. B. dann fahrlässig, wenn er eine leicht übersehbare Grube auf 
seinem öffentlich zugänglichen Grundstück nicht abdeckt. 

EXKuRS        Drei Grundsätze zur Haf tung: 

Merkregeln: 

» Jeder Grundstückseigentümer hat die Pflicht der Verkehrssicherung, auch wenn  
das Grundstück von Anderen (z. B. euch) genutzt wird. 

» Jeder haftet grundsätzlich nur dann, wenn er vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt 
und so zu einem Schaden beigetragen hat. 

» Das Befassen mit Haftungsfragen und der Abschluss einer Haftpflichtversicherung 
sollten für alle Beteiligten selbstverständlich sein. 
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versicherungen
 

Eine Haftpflichtversicherung funktioniert wie ein schützender Airbag, der auf­
geht, sobald etwas passiert. Er schützt Verantwortliche davor, selbst für einen 
Schaden haften zu müssen. Die Versicherung tritt ein, wenn einer anderen Person 
ein Schaden widerfährt, für den der Versicherte (z. B. ein Stadtmacher als Nutzer 
des Grundstücks) verantwortlich gemacht wird. So kann z. B. Versicherungsschutz 
bestehen, wenn fahrlässig (→ S.101) gegen Pflichten verstoßen wird. Dies kann 
der Fall sein, wenn im Winter weder der Schnee geräumt noch gestreut wurde 
oder bei starkem Sturm ein Baum auf dem Grundstück abgeknickt ist und in Folge 
davon Personen und/oder Fahrzeuge beschädigt werden. 

Die Versicherung übernimmt die Schadensersatzzahlung, solange die Ursache des 
Schadens durch den Versicherungsvertrag gedeckt ist und die Schadensersatzsu­
mme die vereinbarte Höhe der Versicherungssumme nicht übersteigt. Außerdem 
übernimmt die Versicherung gegebenenfalls die Kosten eines Rechtsstreits, falls 
die Forderung auf Schadensersatz nicht gerechtfertigt scheint. Deshalb ist eine 
Haftpflichtversicherung absolut notwendig, um neue Freiräume zu etablieren. 

versicherungsarten 
Je nach Nutzung und Betreiber kommen verschiedene Versicherungstypen in Frage. 
Bei einem Verein als Betreiber kann und sollte eine Vereins-Haftpflichtversiche­
rung abgeschlossen werden, bei einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als 
Betreiber ist gegebenenfalls eine Betriebs-Haftpflichtversicherung geeigneter. Bei 
Veranstaltungen sind (kurzfristige) Veranstaltungshaftpflichtversicherungen sinn­
voll. Je nach Größe der Fläche, Anzahl der Personen, Risiko und Intensität des 
Vorhabens variieren die Versicherungsbeiträge. 

A c htun g Es ist wichtig, in Versicherungsfragen absolut sicher zu gehen. Am besten lasst ihr 
euch von einem unabhängigen Versicherungsmakler beraten. 
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» Vereinshaftpflichtversicherung 
Eine Vereinshaftpflichtversicherung hat große Vorteile. Der Beitrag bemisst sich 
meist nach der Anzahl der Mitglieder und der Aktivitäten des Vereins. Sie ver­
sichert alle Vereinsaktivitäten und Vereinsmitglieder, und nach Absprache sogar 
Nicht-Vereinsmitglieder. Wichtige Voraussetzung ist, dass sich die Aktivitäten auf 
dem Grundstück mit dem in der Vereinssatzung beschriebenen Zweck decken. Ist 
das nicht der Fall, so empfiehlt sich der Abschluss einer Grundstückshaftpflicht. 

» Grundstückshaftpflichtversicherung 
Grundstückseigentümer sind für den verkehrssicheren Zustand des Grundstücks 
verantwortlich. Gleiches gilt für die Nutzer (Mieter, Pächter), sofern die Verkehrs­
sicherungspflicht vertraglich an sie übergeben wurde. Wenn Personen zu Schaden 
kommen, kann sich das unter Umständen zu einem finanziellen Fiasko entwickeln. 
Um dem vorzubeugen, ist die sogenannte Grundstückshaftpflichtversicherung 
eine gute Lösung – gerade wenn kein Verein gegründet wurde und so keine Ver­
einshaftpflichtversicherung abgeschlossen werden kann. 

» Veranstalterhaftpflichtversicherung (bei öffentlichen Veranstaltungen) 
Eine Veranstalterhaftpflichtversicherung sollte bei Planung und Durchführung 
einer Veranstaltung wie einer Sommerparty, einem Kinoabend oder einem Stra­
ßenfest abgeschlossen werden. Die Veranstalterhaftpflichtversicherung deckt die 
gesetzliche Haftpflicht des Veranstalters während der Vorbereitung und Durch­
führung von öffentlichen Veranstaltungen ab. Es können Gäste, Mitarbeiter und 
Künstler mitversichert werden. Üblicherweise nicht mitversichert sind allerdings 
eigene oder gemietete Gegenstände des Veranstalters. 

» unfallversicherung (gegebenenfalls ergänzend zur Haftpflichtversicherung) 
Unfälle, Verletzungen und sonstige Körperschäden könnt ihr durch eine Unfallver­
sicherung absichern. Dies wird relevant, wenn sich z. B. jemand auf einer Brach­
fläche verletzt. 



VORKEHRUNGEN TREFFEN 

Faustregeln Für mehr sicherheit  
Bei eurem Freiraumprojekt müsst ihr die Sicherheitsaspekte berücksichtigen. Ne­
ben dem Abschluss einer Haftpflichtversicherung  oder einem Vertrag zur Klärung  
von Haftungsfragen gibt es noch viel mehr, was ihr machen könnt, um Gefahren  
vorzubeugen. Hier findet ihr Tipps und Faustr egeln, um bei der Entstehung neuer  
Freiräume das Mindestmaß an Sicherheit zu gewährleisten. 



 
 
 
 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

  
 

Absturzsicherungen: Damit niemand abstürzt, sollten beim Bau von begehbaren 
Rampen, Aussichtsplattformen, Terrassen oder Treppen Brüstungen gebaut und 
die erforderlichen Maße eingehalten werden: Bei einer Absturzhöhe bis zu 12 m 
beträgt die Mindesthöhe der Brüstungen 90 cm, bei einer Absturzhöhe über 12 m 
beträgt sie 110 cm. 

Arbeitsschutz: Achtet auf den Arbeitsschutz: Tragt auf der Baustelle die richtige 
Kleidung, z. B. Schutzhandschuhe, Helm, Schutzbrille, Ohrenschützer oder Stahl­
kappenschuhe. Der Arbeitsschutz wird im Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) sogar 
rechtlich vorgeschrieben. Versucht, euch gegenseitig zu unterstützen. So sind Hel­
fer in der Nähe, wenn es darauf ankommt. 

Verletzungsgefahr: Gerade Sportgeräte wie Klettergerüste, Skaterampen oder 
andere Objekte und bauliche Anlagen, die intensiv genutzt werden, dürfen auf 
keinen Fall scharfe Ecken und Kanten haben. Auch vorstehende Schrauben, abste­
hende Drähte oder herumliegende Glasscherben sind gefährlich. Überprüft euer 
Projekt und entfernt spitze, scharfkantige oder herausstehende Teile. 

Brandschutz: Die Gebäude und baulichen Anlagen auf der Fläche sollten nicht 
zu eng stehen, damit bei einem Brand die Flammen nicht übergreifen können. 
Dagegen helfen auch zertifizierte Bauteile und Brandschutzbeschichtungen. Feuer­
löscher vor Ort oder Erste-Hilfe-Schulungen bei der Feuerwehr zum Thema Brand­
schutz geben Sicherheit. 

Fluchtwege: Rettungsfahrzeuge müssen immer ungehinderte Zufahrt auf das Ge­
lände haben. Arbeitet mit deutlichen Schildern, hängt an vielbesuchten Orten (an 
den Eingängen, an der Bar etc.) Geländepläne mit Fluchtwegen und Zufahrtswe­
gen auf. Gleichzeitig ist es gerade bei größeren Flächen sinnvoll, zusammen mit 
der Feuerwehr einen Plan für Fluchtwege und Sammelpunkte zu erarbeiten. 

Müll: Achtet darauf, dass keine Flaschen oder anderer Müll herumliegen. Denn 
neben einem schlechten Ruf kann dies auch Gefahren mit sich bringen. Stellt Müll­
container auf (am besten schon getrennt nach PET, Glas, ALU) und animiert eure 
Gäste, sie auch zu benutzen. Die Müllentsorgung können private Entsorgungsun­
ternehmen übernehmen. Bei länger andauernden Projekten empfiehlt es sich, dass 
ihr euch an die städtische Müllentsorgung anschließen lasst. 



 
 
 
 

 
 
 

 

Gefahrenquellen: Überprüft regelmäßig den Zustand des Geländes und beseitigt 
Gefahrenquellen sofort. Versucht euch dabei in andere Nutzer und ihre Art der 
Nutzung hineinzuversetzen. Auf diese Weise lassen sich sicherlich noch weitere 
mögliche Gefahren aufdecken und beseitigen. Am besten wird ein Teammitglied 
zum Sicherheitsbeauftragten berufen. 

Begehungen: Ladet verantwortliche Personen von der Bauaufsichtsbehörde oder 
dem Ordnungsamt zu Begehungen ein, damit diese sich versichern können, dass 
ihr die Sicherheitsbestimmungen auch umsetzt. Dies schafft persönliches Vertrauen 
und führt zu einer erhöhten Hilfsbereitschaft von Seiten der Verwaltung. Gleich­
zeitig könnt ihr so noch sehr viel mehr über Regelungen und Sicherheitsstandards 
lernen. 



Notizen: 
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rechtshilFe
 

Am einfachsten könnt ihr die in dieser Fibel aufgeführten Gesetze im Internet 
unter www.justiz.de/onlinedienste/index.php nachlesen. Neben den Gesetzes­
texten für den Bund und jedes Land findet ihr dort auch einen Link zum Justizpor­
tal der EU und zur Rechtsprechung (Gerichtsurteilen) in Bund und Ländern sowie 
weitere nützliche Informationen. Einen Überblick über das, was erlaubt ist und 
was nicht, verschafft euch auch der Ordnungswidrigkeitenkatalog eurer Stadt für 
die Nutzung des öffentlichen Raumes. Einfach auf den Seiten der Stadtverwaltung 
nachschlagen oder direkt bei der Kommune anfordern. 

Es kann immer wieder vorkommen, dass euch das Ordnungsamt einen Besuch ab­
stattet oder dass bei einem Fest die Polizei kommt. Falls das Ordnungsamt etwas 
gegen die Nutzung einzuwenden hat oder bei einer Party die Polizei eingreift, ist 
es wichtig, sachlich zu bleiben. Achtet darauf, in diesem Fall alle wichtigen Do­
kumente (Verträge, die Sondernutzungsgenehmigung oder andere Genehmigun­
gen) zumindest als Kopie vor Ort griffbereit zu haben. Keine Angst vor der Polizei, 
bewahrt Ruhe und antwortet ehrlich auf die Fragen der Polizei. Grundsätzlich geht 
es ja nicht darum, euch zu stören oder zu ärgern, sondern im Sinne der Allge­
meinheit für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu sorgen. Dennoch habt ihr 
immer auch das Recht, die Aussage zu verweigern. Beachtet, dass eine voreilige, 
unüberlegte Aussage gegen euch verwendet werden kann. In schwierigen Fällen 
solltet ihr deshalb eine Rechtsberatung einholen, einen Anwalt konsultieren oder 
rechtskundige Bekannte zu Rate ziehen. Im Falle eines Verfahrens besteht genü­
gend Gelegenheit, die Aussage nach Studium der Akten und Besprechung mit 
der Rechtsberatung nachzuholen. 

Auch ein Gedächtnisprotokoll möglichst aller betroffenen Personen und – soweit 
möglich – auch unbeteiligter Zeugen der problematischen Situation ist anzuraten. 
Erfahrungsgemäß sind es oft die Details, die anfangs gar nicht wichtig erscheinen 
und deshalb leicht in Vergessenheit geraten, die in einem Verfahren ausschlagge­
bend sein können. 
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Bei akuten Problemen könnt ihr eine Rechtshilfe in Anspruch nehmen, die für Ju­
gendliche meist kostenlos ist. Die Jugendrechtsberatung des Deutschen Kinder­
schutzbunds e. V. bietet kostenlose Rechtsberatung telefonisch oder per E-Mail 
an. Sie hilft bei Fragen zu Verträgen genauso wie bei Problemen mit der Polizei 
(Tel 069 - 97090117 oder auf www.jugendrechtsberatung.de). Ein ähnliches Ange­
bot findet sich auf www.jugendrechtshilfe.de. 

Wer sich selbst schlau machen will, kann alle Gesetze z. B. auf www.justiz.de/ 
onlinedienste/index.php nachlesen. Eine weitere gute Anlaufstelle ist der Service 
von www.dejure.org. 



 

                                                                                        

            

WO? 
Private fläche 

Öffentliche flächen  O  Eigentümer ausfindig machen (Grundbuchamt) 
 O Antrag auf Sondernutzungsgenehmigung   O  Eigentümer kontaktieren und von Idee überzeugen 

 (Ordnungsamt/ Straßenverkehrsamt/  O  Vertrag abschließen, zumindest Zustimmung einholen  
 Grünflächenamt)   (schriftlich oder durch neutrale Zeugen nachweisbar) 

WaS? 
laut sein / musiK sPielen 

Private veranstaltung  O  Auf die Nachtruhe ab 22 Uhr achten! 

genehmigungsfrei!  O  Nachbarn informieren und gegebenenfalls einladen
 

 O  Lärmschutz beachten! bei öffentlichen veranstaltungen: 
 O  Ausnahmezulassung beantragen 

Öffentliche veranstaltung bei lizenzen auf musik oder filme: 
auf privater fläche:  O  Anmeldung an GEMA / Filmvorführrechte einholen 

 O  Meldung bei der Polizei wird empfohlen  
auf öffentlicher fläche: finanZieller gewinn
 

 O  Veranstaltungserlaubnis einholen (Ordnungsamt) bei finanziellem gewinn durch eintrittstickets / getränke:
 
 O  Dem Finanzamt melden 

Politisch motivierte versammlung ansonsten: 
 O  Melden (Rathaus, Ordnungsamt oder Polizei)  O  Kasse aufstellen für Kostenbeiträge und Spenden 

 

 
  

 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 

 
  

 
 
 
 

   
 

 

 

 

 
  

 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

BITTE BEaCHTEn!

etwas aufstellen oder bauen
ist das bauvorhaben als „verfahrensfreies bauvorhaben“ 
umzusetzen oder als „temporäre Kunst“ zu deklarieren?
O  Keine Baugenehmigung nötig.
O  Immer auf Brandschutz, Standsicherheit und 

 Verkehrssicherheit achten!
ansonsten gilt für alle bauvorhaben:
O  Experten heranziehen (Architekten, Schreiner, etc.)
O  Bauherrenberatung besuchen (Bauaufsichtsbehörde)
O  Baugenehmigung beantragen (Bauaufsichtsbehörde)
bei fliegenden bauten wie Zelten, wohnwagen etc.
O  Ausführungsgenehmigung beantragen

strom, wasser, toiletten etc.
O  Baustrom beantragen (Energieversorger oder Stadtwerke)
O  Generator beschaffen
O  Wasser über Hydranten beziehen (Stadtwerke)
O  Nachbarn fragen und Schlauch legen
O  Toiletten bestellen 

sauberKeit / abbau
O  Müllkonzept erstellen
O  Mülltonnen oder -abfuhr bestellen 

 (bei Stadtreinigung oder privat)
O  Papierkörbe aufstellen
O  Hinweisschilder, um Besucher zu sensibilisieren
O  Abbau planen: Zeit und Kosten nicht unterschätzen

essen / getränKe verKaufen
bei gewinnbringendem verkauf von alkoholischen getränken:
O  Ausschankgenehmigung beantragen oder einen  

 Caterer mit Reisegewerbeschein beauftragen
bei Zubereitung und verkauf von offenen speisen / 
getränken:
O  Bescheinigung vom Gesundheitsamt 
sobald alkohol im spiel ist:
O  Jugendschutz einhalten (z. B. durch Ausweiskontrollen)

werbung / KommuniKation
O  Infotafel
O  Rechtzeitig Anwohner und evtl. die Presse informieren 

 und einladen
beim Plakatieren oder bei verteilung von flyern im 
öffentlichen raum:
O  Genehmigung vom Ordnungsamt
internet und social media sind kein rechtsfreier raum!
O  Bildrechte und Persönlichkeitsrechte beachten
O  Impressum zwecks Haftungsausschluss

sicherheit / brandschutZ
O  Gefahrenquellen eliminieren
O  Gefährliche Stellen sichern / absperren / ausleuchten
O  Notfallnummern aushängen
O  Erste-Hilfe-Koffer bereithalten oder Sanitäter vor Ort haben
O  Versicherungen abschließen
O  Fluchtwege und Zufahrtswege freihalten
falls ein offenes feuer oder feuerwerk geplant ist:
O  Eine Genehmigung einholen
O  Brandschutzvorkehrungen treffen

DIE GROSSE CHECKLIST  E füR  Eu  ER fREIRaumpROjEKT 
Idee: 


Wann:                                                              Wer:                                                                                                                            




   

 

 

 
  

 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 

 
  

 
 
 
 

   
 

 

 

 

 
  

 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

etwas aufstellen oder bauen 
ist das bauvorhaben als „verfahrensfreies bauvorhaben“ 
umzusetzen oder als „temporäre Kunst“ zu deklarieren? 
O  Keine Baugenehmigung nötig. 
O  Immer auf Brandschutz, Standsicherheit und 

 Verkehrssicherheit achten! 
ansonsten gilt für alle bauvorhaben: 
O  Experten heranziehen (Architekten, Schreiner, etc.)
 
O  Bauherrenberatung besuchen (Bauaufsichtsbehörde)
 
O  Baugenehmigung beantragen (Bauaufsichtsbehörde)
 
bei fliegenden bauten wie Zelten, wohnwagen etc. 
O  Ausführungsgenehmigung beantragen 

strom, wasser, toiletten etc. 
O  Baustrom beantragen (Energieversorger oder Stadtwerke) 
O  Generator beschaffen 
O  Wasser über Hydranten beziehen (Stadtwerke) 
O  Nachbarn fragen und Schlauch legen 
O  Toiletten bestellen 

essen / getränKe verKaufen 
bei gewinnbringendem verkauf von alkoholischen getränken: 
O  Ausschankgenehmigung beantragen oder einen  

 Caterer mit Reisegewerbeschein beauftragen 
bei Zubereitung und verkauf von offenen speisen / 
getränken: 
O  Bescheinigung vom Gesundheitsamt 
sobald alkohol im spiel ist: 
O  Jugendschutz einhalten (z. B. durch Ausweiskontrollen) 

werbung / KommuniKation 
O  Infotafel 
O  Rechtzeitig Anwohner und evtl. die Presse informieren 

und einladen 
beim Plakatieren oder bei verteilung von flyern im 
öffentlichen raum: 
O  Genehmigung vom Ordnungsamt 
internet und social media sind kein rechtsfreier raum! 
O  Bildrechte und Persönlichkeitsrechte beachten 
O  Impressum zwecks Haftungsausschluss 

BITTE BEaCHTEn! 

sauberKeit / abbau 
O  Müllkonzept erstellen 
O  Mülltonnen oder -abfuhr bestellen 

 (bei Stadtreinigung oder privat) 
O  Papierkörbe aufstellen 
O  Hinweisschilder, um Besucher zu sensibilisieren 
O  Abbau planen: Zeit und Kosten nicht unterschätzen 

sicherheit / brandschutZ 
O  Gefahrenquellen eliminieren 
O  Gefährliche Stellen sichern / absperren / ausleuchten 
O  Notfallnummern aushängen 
O  Erste-Hilfe-Koffer bereithalten oder Sanitäter vor Ort haben 
O  Versicherungen abschließen 
O  Fluchtwege und Zufahrtswege freihalten 
falls ein offenes feuer oder feuerwerk geplant ist: 
O  Eine Genehmigung einholen 
O  Brandschutzvorkehrungen treffen 

                                                                                        

            

  
 
 

 

  

 

 

 
 
  

 

 
 

 

 

 

 

DIE GROSSE CHECKLISTE füR EuER fREIRaumpROjEKT

WO?

WaS?

Idee:                                                                                                                          

Wann:                                                              Wer:                                                                                                                            

Öffentliche flächen
O Antrag auf Sondernutzungsgenehmigung 

(Ordnungsamt/ Straßenverkehrsamt/ 
Grünflächenamt)

Private veranstaltung
genehmigungsfrei!
O  Lärmschutz beachten!

Öffentliche veranstaltung
auf privater fläche:
O  Meldung bei der Polizei wird empfohlen 
auf öffentlicher fläche:
O  Veranstaltungserlaubnis einholen (Ordnungsamt)

Politisch motivierte versammlung
O  Melden (Rathaus, Ordnungsamt oder Polizei)

Private fläche
O  Eigentümer ausfindig machen (Grundbuchamt)
O  Eigentümer kontaktieren und von Idee überzeugen
O  Vertrag abschließen, zumindest Zustimmung einholen 

 (schriftlich oder durch neutrale Zeugen nachweisbar)

laut sein / musiK sPielen
O  Auf die Nachtruhe ab 22 Uhr achten! 
O  Nachbarn informieren und gegebenenfalls einladen
bei öffentlichen veranstaltungen:
O  Ausnahmezulassung beantragen 
bei lizenzen auf musik oder filme:
O  Anmeldung an GEMA / Filmvorführrechte einholen

finanZieller gewinn
bei finanziellem gewinn durch eintrittstickets / getränke:
O  Dem Finanzamt melden 
ansonsten:
O  Kasse aufstellen für Kostenbeiträge und Spenden
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A 
Absturzsicherung ......................... 105
 
Antrag auf Ausnahmezulassung .... 86
 
Arbeitsschutz ............................... 105
 
Ausführungsgenehmigung ............ 69
 
Aussageverweigerung ................. 108
 
Ausschankgenehmigung ................ 90
 
Ausschuss, Fachausschuss ............. 28
 

B 
Bauantrag ...................................... 72
 
Baugenehmigung .......................... 72
 
Baugesetzbuch (BauGB) ................ 64
 
Bauaufsichtsbehörde (Bauamt) ..... 34
 
bauliche Anlagen............................ 69
 
Bauordnungsrecht .......................... 64
 
Bauplanungsrecht .......................... 64
 
Bebauungsplan (B-Plan) ................. 64
 
Begehungsprotokoll .................... 100
 
Beschallungserlaubnis ................... 91
 
Brandschutz ................................... 66
 
Bürgerdienstleistungszentren ....... 37
 

D 
Duldung.......................................... 31
 

E 
Ermessen ........................................ 31
 
Eingriffsbefugnisse 

der Verwaltung ............................... 31
 

F 
Fahrlässiges Handeln ................... 101
 
Fluchtwege............................ .84, 104
 

stichWOrtverzeichnis
 

Flächennutzungsplan (FNP) ........... 64
 
Fliegende Bauten .......................... 69
 

G 
Gebäude ....................................... 69
 
GEMA ............................................ 89
 
Gemeingebrauch ........................... 31
 
Gemeingut .................................... 32
 
Genehmigung ............................... 32
 
Grundbuchamt .............................. 34
 
Grundrechte, Grundgesetz ........... 22
 
Grünflächenamt ............................. 34
 
Grünpatenschaft ...................... 14, 47
 

H 
Haftpflichtversicherung ............... 102 

Haftung ....................................... 101
 
Hausfriedensbruch ........................ 25
 

J 
Jugendamt .................................... 35
 
Jugendbeteiligungsbüro ................ 30
 
Jugendhilfeausschuss .................... 28
 
Jugendschutz ................................ 91
 
Jugendstrafrecht ............................ 24
 
Juristische Person .......................... 49
 

K 
Katasteramt ................................... 34
 
Kunstfreiheit ............................. 22, 76
 

L 
Lärm ............................................... 86
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Liegenschaftsamt ........................... 34
 

M 
Meinungsfreiheit ........................... 22
 
Müll .............................................. 105
 

n 
Nachtruhe ...................................... 86
 

o 
Öffentliches Recht ......................... 24
 
Ordnungsamt ................................ 35
 

P 
Privatrecht ..................................... 23
 

R 
Recht auf Stadt .............................. 17
 
Rechtsberatung ........................... 109
 

S 
Sachbeschädigung ........................ 25
 
Schadenersatzpflicht ..................... 98
 
Selbstverwaltung ........................... 26
 
Sicherheit und
 
Ordnung (öffentliche) .................... 33
 
Sondernutzungsgenehmigung ...... 46
 
Sorgfaltspflicht ............................ 101
 
Stadtplanungsamt ......................... 36
 
Stadtrat .............................. 21, 26, 30
 
Standsicherheit .............................. 66
 
Strafrecht ....................................... 24
 
Straßen- und Verkehrsamt ............. 36
 

T 
TA Lärm ......................................... 86
 
Technische Baubestimmungen ...... 66
 
Tiefbauamt ..................................... 36
 
Technischer Überwachungsverein 

(TÜV) ........................................ 67, 76
 

u 
Urheberrecht ................................. 89
 

V
 
Veranstaltungserlaubnis ................ 83
 
Verein ........................................ 22,52
 
Verfahrensfreie Bauvorhaben ........ 70
 
Verkehrssicherungspflicht ........ 54, 98
 
Versammlung ........................... 22, 80
 
Versicherungen ............................ 102
 
Verwaltungsakt .............................. 27
 

Z 
Zivilrecht ........................................ 23
 
Zwischennutzung ........................... 50
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WeiterFührende lektüre
 
und inFOrmatiOnen
 

Inspirierende Projekte 

www.ab-geht-die-lucie.blogspot.com 
www.bay-watch.de 
www.containt.org 
www.das-gaengeviertel.info 
www.elpalito-stuttgart.tumblr.com 
www.freiraumgalerie.com 
www.jzanklamm.org 
www.kulturfluss.org 
www.kleiner-garten-dresden.de 
www.mellowpark.de 
www.parklet-stuttgart.de 
www.platzprojekt.de 
www.rabryka.eu 
www.raumwagen.info 
www.strandgut-erfurt.de 
www.schwarzmarkt-witten.de 
www.tantegerdaesslingen.wordpress.com 
www.urban-aktiv.de 
www.vorort.design.hs-anhalt.de 
www.wearevisual.org 

Veröffentlichungen des Bundes 

Jugend.Stadt.Labor 

Informative Webseiten 

www.berlin.urbanrights.org 
www.clubcommission.de 
www.cornern.com 
www.hidden-institute.org 
www.kiez-toolbox.de 
www.leerstandsmelder.de 
www.neue-nachbarschaft.de 
www.offene-werkstaetten.org 
www.openberlin.org 
www.playfulcommons.org 
www.shareable.net 
www.stadtstattstrand.de 
www.urbaneoasen.de 
www.urban-upcycling.de 
www.zurbs.org 
www.72hoururbanaction.com 

Stadt-Checker. Indikatoren für eine kinder- und jugendgerechte Stadtentwicklung 
Young Energies. Pontonia - Republic of Pontown 
Jugend belebt Leerstand 
Kompass Jugendliche und Stadtentwicklung 
Jugendfonds als Instrument der Stadtentwicklung 
Jugend macht Stadt 
Alle Veröffentlichungen auf: www.jugendliche.stadtquartiere.de 
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Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) untersuchte im Rahmen der 
Projektstudie „Kreative Nutzung von Freiräumen in der Stadt“, wie die Aneignung von Frei­
räumen durch unterschiedliche Nutzergruppen gefördert werden kann. Als zentrales Ergebnis 
dieser Forschung wurde eine Freiraum-Fibel entwickelt, die mögliche Handlungsspielräume 
und die rechtlichen Rahmenbedingungen bei der Nutzung von Freiräumen aufzeigt. 




